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Drucksache V/2769 


Sdiriftlidier Beridit 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(17. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über den Schutz von Pflanzensorten 
(Sortenschutzgesetz) 

— Drucksache V/1630 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Ritgen 


i. 

Der Bundestag hat den Entwurf in seiner Sitzung 
am 28. April 1967 in erster Lesung beraten und 
federführend an den Ausschuß für Ernährungi Land- 
wirtschaft und Forsten sowie zur Mitberatung an 
den Rechtsausschuß und den Haushaltsausschuß 
überwiesen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat zur Behandlung des vorliegenden Ent- 
wurfs und der mit ihm zusammenhängenden Ent- 
würfe eines Gesetzes zu dem Internationalen Über- 
einkommen vom 2. Dezember 1961 zum Schutz von 
Pflanzenzüchtungen und eines Gesetzes über den 
Verkehr mit Saatgut (Saatgutverkehrsgesetz) — 
beide ebenfalls Drucksache V/1630 — einen Unter- 
ausschuß „Saatgut" eingesetzt, der unter dem Vor- 
sitz des Abgeordneten Dr. Ritgen in der Zeit von 
Juni 1967 bis Februar 1968 die Vorlage eingehend 
beraten hat. Die schwierige und vielschichtige 
Materie ließ es angezeigt erscheinen, daß sich der 
Unterausschuß im Juli 1967 in einer zweitägigen 
Studienfahrt über eine Reihe von Fachfragen durch 
Besichtigungen einiger Pflanzenzucht- und Saatgut- 
vermehrungsbetriebe sowie des Bundessortenamts 
unterrichtete. 

Der Rechts ausschuß hat den Entwurf in Sitzungen 
am 24. Januar und am 6. Februar 1968, der Haus- 
haltsausschuß in seiner Sitzung am 26. März 1968 
beraten. 

Auf Grund der Beschlüsse seines Unterausschus- 
ses und der beiden mitberatenden Ausschüsse hat 


der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten den Entwurf in seiner Sitzung am 15. März 
1968 verabschiedet. Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten schlägt vor, den Entwurf 
in der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen. 

Die Zielsetzung des Entwurfs, ein auf dem Inter- 
nationalen Übereinkommen zum Schutz von Pflan- 
zenzüchtungen basierendes modernes Sortenschutz- 
recht zu schaffen und darüber hinaus den Rechts- 
schutz der Sortenschutzinhaber gegenüber dem bis- 
herigen Recht angemessen zu verstärken, wird von 
den Ausschüssen begrüßt. Die Ausschüsse verbin- 
den damit zugleich die Erwartung, daß mit Hilfe des 
künftigen Sortenschutzgesetzes die überwiegend 
privat betriebene Pflanzenzüchtung in der Bundes- 
republik Deutschland eine gesunde Ausgangsbasis 
für den immer stärker werdenden internationalen 
Wettbewerb erhält. 

Im folgenden werden die einzelnen Vorschriften 
des Entwurfs im wesentlichen nur insoweit er- 
läutert, als der Ausschuß für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten Änderungen beschlossen hat. Im 
übrigen wird auf die amtliche Begründung des Ent- 
wurfs Bezug genommen. 

11 . 

Zu § 7 (Artenverzeichnis) 

Die Ermächtigung in Absatz 2 Nr. 1 wurde ge- 
strichen, weil sie nach Ansicht des Ausschusses nicht 
genügend konkretisiert erscheint. 
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Zu § 9 (Warenzeichen des Sortenschutzinhabers) 

Der Ausschuß ging von der Erwägung aus, daß 
die vorgeschlagene Änderung mit Artikel 13 Abs. 3 
des Internationalen Übereinkommens vereinbar ist. 
Es handelt sich nach Ansicht des Ausschusses hier- 
bei um eine zulässige restriktive Auslegung des 
Übereinkommens, die sich ihrem Sinn nach nur auf 
den Bereich der Pflanzenzüchtung erstrecken soll. 
Die jetzige Formulierung ist eine Konkretisierung 
des Begriffs der Warengleichartigkeit in Artikel 13 
Abs. 3 des Übereinkommens für den Bereich der 
Pflanzenzüchtung. Diese Konkretisierung war erfor- 
derlich, um wirtschaftlich unvernünftige Ergebnisse, 
die sich bei der Fassung des Regierungsentwurfs 
aufgrund des deutschen Warenzeichenrechts ergeben 
hätten, zu vermeiden. 

Zu § 11 (Löschung der Sortenbezeichnung) 

Zu Absatz 1 Nr. 1 und 3 sowie zu Absatz 2 emp- 
fiehlt der Ausschuß, die Vorschriften in den vom 
Bundesrat vorgeschlagenen Fassungen, denen die 
Bundesregierung zugestimmt hat, anzunehmen. 

Zu § 18 (Dauer des Sortenschutzes) 

Die Frage der Sortenschutzdauer, insbesondere 
der Verlängerung für einzelne Arten, ist eingehend 
erörtert worden. Der Ausschuß war der Auffassung, 
daß die Sortenschutzdauer bei solchen Arten, deren 
Pflanzen üblicherweise vegetativ vermehrt werden 
und deren Sorten in der Regel eine relativ lange 
Lebensdauer aufweisen, abweichend von der Regie- 
rungsvorlage auf 25 Jahre festgesetzt werden sollte. 

Zu § 19 (Jahresgebühren) 

In dieser Vorschrift ist die Regelung über die Fäl- 
ligkeit der Jahresgebühr gestrichen worden, weil 
in dem Entwurf eines Gesetzes über die Erhebung 
von Kosten beim Bundessortenamt sowie über die 
Gebühren des Patentgerichts in Sortenschutzsachen 
— Drucksache V/2417 — die Fälligkeit der vom Bun- 
dessortenamt zu erhebenden Gebühren allgemein 
und einheitlich geregelt wird. 

Zu §§ 21 und 22 (Jedermannserlaubnis) und 
(Zwangserlaubnis) 

Die Änderungsvorschläge in § 21 Abs. 7 Satz 2 
und § 22 Abs. 4 vermeiden, daß bei einer Verlet- 
zung der Vorschrift die Wirksamkeit der Entschei- 
dungen des Beschlußausschusses in Frage gestellt 
werden kann. 

Zu §§ 23 und 27 (Persönlicher Anwendungsbereich 
des Gesetzes) und (Beschlußaus- 
schuß) 

Zu § 23 Abs. 1 und § 27 Abs. 3 empfiehlt der Aus- 
schuß, die Vorschriften in den vom Bundesrat vorge- 
schlagenen Fassungen, denen die Bundesregierung 
zugestimmt hat, anzunehmen. 


Zu § 30 (Stellvertreter) 

Der § 30 wurde inhaltlich aus redaktionellen Grün- 
den in § 27 als neuer Absatz 3 a übernommen. 

Zu § 36 (Einwendungen) 

Der Ausschuß empfiehlt, Absatz 2 entsprechend 
dem Vorschlag des Bundesrates, dem die Bundes- 
regierung ziigestimmt hat, zu streichen. 

Zu § 37 (Prüfung der Sorte) 

Der Ausschuß empfiehlt, Absatz 1 Satz 2 in der 
vom Bundesrat vorgeschlagenen Fassung, der die 
Bundesregierung zugestimmt hat, anzunehmen. 

Zu § 38 (Prüfung der Sortenbezeichnung) 

Die Änderung in Absatz 2 entspricht der zu § 9 
Abs. 1 vorgeschlagenen Änderung. 

Zu § 41 (Einspruch gegen Entscheidungen der Prüf- 
abteilung) 

Der Ausschuß empfiehlt, Absatz 2 Satz 2 ent- 
sprechend dem Vorschlag des Bundesrates, dem die 
Bundesregierung zugestimmt hat, zu streichen. 

Zu Abschnitt IV (Verfahren vor Gericht) 

Der Rechtsausschuß hat nach eingehender Bera- 
tung beschlossen, im Interesse einer Erleichterung 
und Vereinheitlichung des Rechtsweges den Sorten- 
schutz im gerichtlichen Verfahren dem Patentrecht 
gleichzustellen. Der Ausschuß hielt die von der Bun- 
desregierung gegen eine solche Regelung geäußer- 
ten verfassungsrechtlichen Bedenken für nicht durch- 
schlagend. 

Dementsprechend wurde Abschnitt IV (§§ 45 bis 
58) in der Weise umgestaltet, daß für Beschwerden 
gegen Entscheidungen des Bundessortenamts an- 
stelle des Oberlandesgerichts das Patentgericht zu- 
ständig sein soll. Diese Änderung ermöglicht es, 
für das gerichtliche Verfahren weitgehend auf die 
Vorschriften des Patentgesetzes über das Be- 
schwerdeverfahren vor dem Patentgericht und das 
Rechtsbeschwerdeverfahren vor dem Bundesgerichts- 
hof Bezug zu nehmen. 

Zu § 61 (Strafbare Verletzung des Sortenschutz- 
rechts) 

Der Ausschuß empfiehlt, die Vorschrift in der vom 
Bundesrat vorgeschlagenen Fassung, der die Bun- 
desregierung zugestimmt hat, anzunehmen. 

Zu § 63 (Ordnungswidrigkeiten) 

Der Ausschuß empfiehlt, Absatz 1 Nr. 3 und Ab- 
satz 4 entsprechend dem Vorschlag des Bundesrates, 
dem die Bundesregierung zugestimmt hat, zu strei- 
chen. Im Hinblick auf die geplante Neufassung des 
Ordnungswidrigkeitengesetzes wurde Absatz 2 ge- 
ändert und Absatz 3 gestrichen. 
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Zu § 64 (Übergangsregelung für bisher geschützte 
Sorten) 

Die Änderung des Absatzes 1 ist eine Folge der 
vom Ausschuß beschlossenen Verlängerung der Sor- 
tenschutzdauer in § 18 für bestimmte Arten. 

Die in Absatz 3 von der Bundesregierung vor- 
geschlagene Einschränkung des Sortenschutzrechts 
bei Kartoffelsorten, die vor dem 1. Januar 1962 
Sortenschutz nach dem bisherigen Saatgutgesetz er- 
halten haben, ist zu weitgehend. Das gleiche gilt für 
den vom Bundesrat gemachten Vorschlag. Nach ein- 
gehender Prüfung der sehr kom.plexen Zusammen- 
hänge und nach Anhörung von Sachverständigen 
sowie insbesondere auch unter Berücksichtigung der 
jüngsten Marktentwicklung bei Pflanzgut geschütz- 
ter Kartoffelsorten wird eine Einschränkung der 
Wirkung des Sortenschutzes nur insoweit für ge- 
rechtfertigt und notwendig gehalten, als es für eine 
geordnete Überleitung des bisherigen in das künf- 
tige Saatgutverkehrsrecht erforderlich ist. 

Die Änderung des Absatzes 4 trägt der zu § 9 
Abs. 1 vorgeschlagenen Änderung Rechnung. 

Zu § 66 (Übergangsregelung für anhängige Ver- 
fahren) 

Die vorgenommenen Änderungen des Absatzes 1 
ergeben sich durch die Neuregelung des Abschnitts 
IV. 

Die Ergänzung in Absatz 2 war notwendig, da der 
Text der Regierungsvorlage infolge eines redaktio- 
nellen Versehens unvollständig war. 

Zu § 66 a (Änderung der Strafprozeßordnung) 

Der Ausschuß empfiehlt die Einfügung eines 
neuen § 66 a entsprechend dem Vorschlag des Bun- 
desrates, dem die Bundesregierung zugestimmt hat. 

Zu § 67 (Änderung des Patentgesetzes) 

Die Änderung berücksichtigt die Neufassung des 
§ 1 Abs. 2 des Patentgesetzes durch das Gesetz zur 
Änderung des Patentgesetzes, des Warenzeichenge- 
setzes und weiterer Gesetze vom 4. September 1967 
(Bundesgesetzbl. I S. 953). Die Änderung stellt zu- 
gleich klar, daß auch für ein Verfahren, daß die 
Züchtung einer bestimmten, ihrer Art nach im Ar- 
tenverzeichnis aufgeführten Pflanzensorte zum Ge- 
genstand hat, kein Patent erteilt werden kann. Die 
Ausnahme auch derartiger Züchtungsverfahren vom 
Patentschutz ist erforderlich, weil andernfalls auf 
dem Weg über § 6 Satz 2 des Patentgesetzes, der 


die Wirkung eines Verfahrenspatents auf die durch 
das Verfahren unmittelbar hergestellten Erzeugnisse 
erstreckt, durch Patentierung des Züchtungsverfah- 
rens Patentschutz auch der Sorte selbst erzielt wer- 
den könnte. Dies soll durch die Ausnahmeregelung 
gerade verhindert werden. Andererseits schließt die 
vorgeschlagene Neufassung die Patenterteilung für 
allgemein verwendbare Züchtungsverfahren, die 
nicht lediglich der Züchtung einer einzelnen Sorte 
dienen, nicht aus. 

Zu § 69 (Änderung des Warenzeichengesetzes) 

Die Änderung der Nummer 2 steht in sachlichem 
Zusammenhang mit der Neufassung des § 8 Abs. 1. 

Zu §§ 70 und 72 (Änderung der Bundesgebühren- 
ordnung für Rechtsanwälte) 

Die Änderungen sind eine Folge der Neufassung 
des Abschnitts IV. 

Zu § 71 (Änderung des Bundesbesoldungsgeset- 
zes) 

Der materielle Inhalt dieser Vorschrift ist bereits 
im Ersten Besoldungsneuregelungsgesetz berücksich- 
tigt worden. 

Zu § 72 a (Übergangsregelung für Ordnungswidrig- 
keiten) 

Die vorgeschlagene neue Vorschrift berücksichtigt 
die Streichung des § 63 Abs. 3 und trifft eine Über- 
gangsregelung für die Verjährung der Verfolgung 
von Ordnungswidrigkeiten bis zum Inkrafttreten 
der geplanten Neufassung des Ordnungswidrigkei- 
tengesetzes. 

Zu § 74 (Inkrafttreten) 

Der vorliegende Entwurf steht im Zusammenhang 
mit dem Entwurf eines Saatgutverkehrsgesetzes. 
Beide Entwürfe können nur zu demselben Zeitpunkt 
in Kraft treten. Der 1. Juli ist hierfür ein geeig- 
neter Zeitpunkt. Im übrigen muß das Saatgutver- 
kehrsrecht aufgrund der einschlägigen EWG-Richt- 
linien spätestens am 1. Juli 1968 in Kraft treten. 

Die übrigen vom Ausschuß vorgeschlagenen Än- 
derungen sind lediglich redaktioneller Art. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, 
den Gesetzentwurf in der vom Ausschuß beschlosse- 
nen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 27. März 1968 


Dr. Rügen 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entwurf eines Gesetzes über den Schutz von 
Pflanzensorten (Sortenschutzgesetz) — Drucksache 
V/1630 — in der aus der anliegenden Zusammen- 
stellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 27. März 1968 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


Bauknecht 

Vorsitzender 


Dr. Rügen 

Berichterstatter 
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Drucksache V/2769 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über den Schutz von Pflanzensorten 
(Sortenschutzgesetz) 

— Drucksache V/1630 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
(17. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über den Schutz von Pflanzensorten 
(Sortenschutzgesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


ABSCHNITT I 

Voraussetzungen und Inhalt des Sortenschutzes 

§ 1 

Voraussetzungen des Sortenschutzes 

(1) Sortenschutz wird für eine Pflanzensorte 
(Sorte) erteilt, wenn sie 

1. neu, 

2. hinreichend homogen, 

3. beständig, 

4. ihrer Art nach im Artenvereichnis auf ge- 
führt und 

5. durch eine eintragungsfähige Sortenbe- 
zeichnung bezeichnet ist 


(2) Sorten im Sinne dieses Gesetzes sind Zucht- 
sorten, Klone, Linien, Stämme und Hybriden ohne 
Rücksicht darauf, ob das Ausgangsmaterial, aus dem 
sie entstanden sind, künstlichen oder natürlichen 
Ursprungs ist. 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
über den Schutz von Pflanzensorten 
(Sortenschutzgesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ABSCHNITT I 

Voraussetzungen und Inhalt des Sortenschutzes 
§ 1 

Voraussetzungen des Sortenschutzes 

(1) Sortenschutz wird für eine Pflanzensorte 
(Sorte) erteilt, wenn sie 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. beständig und 

Nummer 4. entfällt 

5. unverändert 

Ausgenommen sind Sorten, die ihrer Art nach nicht 
im Artenverzeichnis aufgeführt sind. 

(2) unverändert 


o 
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Entwurf 


Beschlüsse des 17. Aus 


§ 2 § 2 
Neuheit unverändert 

(1) Eine Sorte ist neu, wenn sie sich durch wenig- 
stens ein wichtiges morphologisches oder physio- 
logisches Merkmal von jeder anderen Sorte deutlich 
unterscheidet, die im Zeitpunkt der Anmeldung zum 
Sortenschutz vorhanden und allgemein bekannt ist. 

(2) Eine andere Sorte wird insbesondere dann als 
allgemein bekannt angesehen, wenn sie bereits in 
einem öffentlichen Register eingetragen, in einer 
Veröffentlichung genau beschrieben, in offenkun- 
diger Weise laufend oder in einer Vergleichssamm- 
lung angebaut oder wenn Vermehrungsgut oder 
sonstiges Erntegut der Sorte bereits gewerbsmäßig 
vertrieben worden ist. Ist die andere Sorte nach die- 
sem Gesetz zum Sortenschutz angemeldet worden, 
so gilt sie bereits vor der Bekanntmachung der An- 
meldung als allgemein bekannt, wenn die Anmel- 
dung zur Erteilung des Sortenschutzes führt. 

(3) Der Neuheit einer Sorte steht nicht entgegen, 
daß sie selbst allgemein bekannt ist, es sei denn, 
daß im Zeitpunkt der Anmeldung zum Sortenschutz 
Vermehrungsgut oder sonstiges Erntegut der Sorte 
mit Zustimmung des Sorteninhabers oder seines 
Rechtsvorgängers bereits im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes oder seit mehr als vier Jahren außerhalb 
dieses Gebiets gewerbsmäßig vertrieben worden ist. 


§ 3 § 3 

Vermehrungsgut unverändert 

(1) Vermehrungsgut im Sinne dieses Gesetzes 
sind 

1. Samen, 

2. Pflanzgut und Pflanzenteile von Arten, 
deren Pflanzen üblicherweise vegetativ 
vermehrt werden, 

wenn sie für die Erzeugung von Pflanzen bestimmt 
sind. 

(2) Zum Vermehrungsgut nach Absatz 1 Nr. 2 
gehören auch ganze Pflanzen. 


§ 4 

Vertreiben 

Vertreiben im Sinne dieses Gesetzes ist das An- 
bieten, Feilhalten, Verkaufen und jedes sonstige In- 
verkehrbringen. 


§ 5 

Homogenität 

Eine Sorte ist hinreichend homogen, wenn ihre 
Pflanzen, von wenigen Abweichungen abgesehen, 
in ihren wesentlichen Merkmalen gleich sind. Die 
Besonderheiten der generativen oder vegetativen 
Vermehrung der Pflanzen sind zu berücksichtigen. 


§ 4 

unverändert 


§ 5 

unverändert 


c h u s s e 
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Drucksache V/2769 


Entwurf 

§ 6 

Beständgikeit 

Eine Sorte ist beständig, wenn ihre Pflanzen in 
ihren wesentlichen Merkmalen nach jeder Vermeh- 
rung oder, wenn ihre Züchtung einen besonderen 
Vermehrungszyklus erfordert, nach jedem Vermeh- 
rungszyklus weiterhin dem Sortenbild entsprechen. 

§ 7 

Artenverzeichnis 

(1) Die Pflanzengattungen und Pflanzenarten (Ar- 
ten), deren Sorten geschützt werden können, sind 
in dem Artenverzeichnis der Anlage zu diesem Ge- 
setz aufgeführt. 

(2) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten (Bundesminister) wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung 

1. das Artenverzeichnis zu ergänzen, wenn 

für den Schutz von Sorten weiterer Arten 
ein volkswirtschaftliches Bedürfnis besteht 
und die Voraussetzungen für die Durch- 
führung der Prüfung (§ 37) gegeben 

sind, 

2. die Bezeichnung der Arten zu ändern, so- 
weit die Entwicklung des wissenschaft- 
lichen Sprachgebrauchs dies erfordert. 

§ 8 

Sortenbezeichnung 

(1) Als Sortenbezeichnung ist die angemeldete 
Bezeichnung einzutragen. Jedoch sind Bezeichnun- 
gen ausgeschlossen, die 

1. die Unterscheidung der Sorte nicht er- 
möglichen, insbesondere Bezeichnungen, 
die ausschließlich aus Zahlen bestehen, 

2. mit einer Sortenbezeichnung übereinstim- 
men oder verwechselt werden können, un- 
ter der bereits im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes oder in einem anderen Verbands- 
staat eine Sorte derselben botanischen 
oder einer botanisch verwandten Art in 
ein amtliches Sortenverzeichnis eingetra- 
gen oder Vermehrungsgut einer solchen 
Sorte vertrieben worden ist. 

3. Ärgernis erregen oder irreführen können, 
insbesondere Bezeichnungen, die geeignet 
sind, unrichtige Vorstellungen über die 
Herkunft, die Eigenschaften oder den 
Wert der Sorte oder über den Sortenin- 
haber zu erwecken. 

(2) Ist die Sorte bereits in einem anderen Ver- 
bandsstaat zum Sortenschutz angemeldet oder ein- 
getragen worden, so kann nur die Sortenbezeich- 
nung eingetragen werden, die in dem anderen Ver- 
bandsstaat angemeldet oder eingetragen ist, sofern 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 

§ 6 

Beständigkeit 

Eine Sorte ist beständig, wenn ihre Pflanzen in 
ihren wesentlichen Merkmalen nach jeder Vermeh- 
rung oder, falls ihre Züchtung einen besonderen 
Vermehrungszyklus erfordert, nach jedem Vermeh- 
rungszyklus weiterhin dem Sortenbild entsprechen. 

§ 7 

Artenverzeichnis 

(1) unverändert 


(2) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten (Bundesminister) wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung die Bezeichnung der 
Arten zu ändern, soweit die Entwicklung des wis- 
senschaftlichen Sprachgebrauchs dies erfordert. 


§ 8 

unverändert 
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Entwurf 

nicht Ausschließungsgründe nach Absatz 1 ent- 
gegenstehen, die Sortenbezeichnung im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes aus spradilidien Gründen 
ungeeignet ist oder der Sorteninhaber glaubhaft 
macht, daß ein Recht eines Dritten entgegensteht. 

(3) Verbandsstaaten im Sinne dieses Gesetzes 
sind die dem Internationalen Übereinkommen zum 
Schutz von Pflanzenzüchtungen vom 2. Dezember 
1961 {Bundesgesetzbl. II ... S. . . .) angehörenden 
Staaten. 

§ 9 

Warenzeichen des Sortenschutzinhabers 

(1) Ist für den Sortenschutzinhaber für gleiche 
oder gleichartige Waren in der Zeichenrolle des 
Patentamts ein Warenzeichen eingetragen, das mit 
der Sortenbezeidinung übereinstimmt oder verwech- 
selt werden kann, so kann er Rechte aus dem Wa- 
renzeichen für diese Waren vom Zeitpunkt der Er- 
teilung des Sortenschutzes an nicht mehr geltend 
machen. Ist für eine Sorte, die ihrer Art nach im 
Artenverzeichnis aufgeführt ist, in einem anderen 
Verbandsstaat Sortenschutz erteilt, so gilt Satz 1 
entsprechend. 

(2) Ist die Sortenbezeichnung für dieselben Wa- 
ren als Warenzeichen für den Sorteninhaber in der 
Zeichenrolle des Patentamts eingetragen oder zur 
Eintragung angemeldet, so kann er den Zeitpunkt 
der Anmeldung des Warenzeichens als maßgebend 
für die Sortenbezeichnung in Anspruch nehmen. In 
diesem Fall hat der Inhaber innerhalb von drei 
Monaten nach Anmeldung der Sorte eine Bescheini- 
gung des Patentamts über die Eintragung oder An- 
meldung des Warenzeichens vorzulegen. Wird die 
Bescheinigung nicht rechtzeitig vorgelegt oder wird 
vor Erteilung des Sortenschutzes das Warenzeichen 
gelöscht oder die Anmeldung des Warenzeichens 
zurückgenommen oder zurückgewiesen, so erlischt 
der Prioritätsanspruch für die Sortenbezeichnung. 

(3) Den in der Zeichenrolle des Patentamts einge- 
tragenen Warenzeichen stehen Marken gleich, die 
nach dem Madrider Abkommen vom 14. April 1891 
über die internationale Registrierung von Fabrik- 
oder Handelsmarken, zuletzt revidiert in Nizza am 
15. Juni 1957 {Bundesgesetzbl. II 1962 S. 125), inter- 
national registriert worden sind und im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes Schutz genießen. 

§ 10 

Benutzung der Sortenbezeichnung 

(1) Wer Vermehrungsgut einer geschützten Sorte 
gewerbsmäßig vertreibt, muß hierbei die Sorten- 
bezeichnung verwenden. Dies gilt auch, wenn der 
Sortenschutz abgelaufen ist. 

(2) Die Sortenbezeichnung einer im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes oder in einem anderen Ver- 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 


§ 9 

Warenzeichen des Sortenschutzinhabers 

(1) Ist für den Sortenschutzinhaber für die Sorte 
oder eine andere Sorte derselben botanischen oder 
einer botanisch verwandten Art in der Zeichenrolle 
des Patentamts ein Warenzeichen eingetragen, das 
mit der Sortenbezeichnung übereinstimmt oder ver- 
wechselt werden kann, so kann er Rechte aus dem 
Warenzeichen für diese Sorten vom Zeitpunkt der 
Erteilung des Sortenschutzes an nicht mehr geltend 
machen. Ist für eine Sorte, die ihrer Art nach im 
Artenverzeichnis aufgeführt ist, in einem anderen 
Verbandsstaat Sortenschutz erteilt, so gilt Satz 1 
entsprechend, 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 10 

unverändert 
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bandsstaat geschützten Sorte oder eine mit ihr ver- 
wechselbare Bezeichnung darf für eine andere Sorte 
derselben botanischen oder einer botanisch ver- 
wandten Art nicht benutzt werden. 

(3) Entgegenstehende Rechte Dritter bleiben un- 
berührt. 


§ 11 

Löschung der Sortenbezeichnung 

(1) Das Bundessortenamt löscht die Sortenbe- 
zeichnung 

1. von Amts wegen, wenn die Eintragung 
der Sortenbezeichnung nach § 8 hätte ver- 
sagt werden müssen oder nachträglich 
Umstände eintreten, die die Versagung 
nach § 8 rechtfertigen würden, 

2. auf Antrag des Sortenschutzinhabers oder 
eines Dritten, wenn ein rechtskräftiges Ur- 
teil gegen den Sortenschutzinhaber auf 
Einwilligung in die Löschung der Sorten- 
bezeichnung vorgelegt wird oder wenn 
ein entgegenstehendes Recht glaubhaft 
gemacht wird und der Sortenschutzinhaber 
in die Löschung einwilligt, 

3. auf Antrag eines nach § 10 Abs. 1 zur 
Verwendung der Sortenbezeichnung Ver- 
pflichteten, wenn diesem durch rechtskräf- 
tige Entscheidung die Verwendung der 
Sortenbezeichnung untersagt ist und der 
Sortenschutzinhaber am Rechtsstreit als 
Nebenintervenient beteiligt oder ihm der 
Streit verkündet war. 


(2) Der Sortenschutzinhaber ist verpflichtet, in- 
nerhalb von zwei Monaden nach Zustellung des 
Löschungsbescheids eine neue Sortenbezeichnung 
anzumelden. Auf Antrag des Sortenschutzinhabers 
oder eines Dritten setzt das Bundessortenamt eine 
vorläufige Sortenbezeichnung fest, wenn der An- 
tragsteller ein berechtigtes Interesse glaubhaft 
macht. 


§ 11 

Löschung der Sortenbezeichnung 

(1) Das Bundessortenamt löscht die Sortenbe- 
zcichnung 

1 . von Amts wegen, wenn die Eintragung der 
Sortenbezeichnung nach § 8 hätte versagt 
werden müssen oder nachträglich Um- 
stände eintreten, die die Versagung nach 
§ 8 Abs. 1 Nr. 3 rechtfertigen würden, 

2. unverändert 


3. auf Antrag eines nach § 10 Abs. 1 zur 
Verwendung der Sortenbezeichnung Ver- 
pflichteten, wenn diesem durch rechtskräf- 
tige Entscheidung die Verwendung der 
Sortenbezeichnung untersagt ist und der 
Sortenschutzinhaber am Rechtsstreit als 
Nebenintervenient beteiligt oder ihm der 
Streit verkündet war, sofern er nicht durch 
die in § 68 zweiter Halbsatz der Zivil- 
prozeßordnung genannten Umstände an 
der Wahrnehmung seiner Rechte gehin- 
dert war. 

(2) Das Bundessortenamt fordert den Sorten- 
schutzinhaber auf, innerhalb einer bestimmten Frist 

eine neue Sortenbezeichnung anzumelden. Auf An- 
trag des Sortenschutzinhabers oder eines Dritten 
setzt das Bundessortenamt eine vorläufige Sorten- 
bezeichnung fest, wenn der Antragsteller ein be- 
rechtigtes Interesse glaubhaft macht. Nach frucht- 
losem Ablauf der Frist nach Satz 1 kann das Bun- 
dessortenamt von Amts wegen eine vorläufige Sor- 
tenbezeichnung festsetzen. 


§ 12 § 12 
Sortensdiutzberechtigter unverändert 

Das Recht auf Sortenschutz steht dem Sorteninha- 
ber zu. Sorteninhaber ist der Ursprungszüchter oder 
Entdedcer der Sorte oder sein Rechtsnachfolger. 

Haben mehrere die Sorte gemeinsam gezüchtet oder 
entdeckt, so steht ihnen das Recht gemeinschaftlich 
zu. Haben mehrere die Sorte unabhängig voneinan- 
der gezüchtet oder entdeckt, so steht das Recht dem 
zu, der die Sorte zuerst beim Bundessortenamt an- 
gemeldet hat. 
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§ 13 

Stellung des Anmelders 

Im Verfahren vor dem Bundessortenamt gilt der 
Anmelder als berechtigt, die Erteilung des Sorten- 
schutzes zu verlangen, es sei denn, daß dem Bun- 
dessortenamt bekannt ist oder bekannt wird, daß 
der Anmelder nicht der Inhaber der angemeldeten 
Sorte ist. 


§ 14 

Nicht berechtigter Anmelder 

Hat ein Nichtberechtigter die Sorte angemeldet, 
so kann der Berechtigte verlangen, daß ihm der An- 
spruch auf Erteilung des Sortenschatzes oder, wenn 
der Sortenschutz bereits erteilt worden ist, dieser 
übertragen wird. Der Anspruch auf Übertragung er- 
lischt mit Ablauf von fünf Jahren seit der Bekannt- 
machung des Sortenschutzes (§ 31 Abs. 3), es sei 
denn, daß der Inhaber des Sortenschutzes bei dem 
Erwerb nicht im guten Glauben war. 

§ 15 

Wirkung des Sortenschutzes 

(1) Der Sortenschutz hat die Wirkung, daß allein 
der Sortenschutzinhaber befugt ist, Vermehrungs- 
gut der geschützten Sorte zum gewerbsmäßigen Ver- 
trieb zu erzeugen oder gewerbsmäßig zu vertrei- 
ben. 

(2) Bei Zierpflanzen ist der Sortenschutzinhaber 
darüber hinaus allein befugt, Pflanzen oder Pflan- 
zenteile, die üblicherweise zu anderen als Vermeh- 
rungszwecken vertrieben werden, gewerbsmäßig 
zur Erzeugung von Zierpflanzen oder Schnittblumen 
zu verwenden. 

(3) Zur Verwendung von Vermehrungsgut der 
geschützten Sorte für die Züchtung einer neuen Sorte 
sowie zur Erzeugung und zum Vertrieb des Ver- 
mehrungsguts der neuen Sorte bedarf es nicht der 
Zustimmung des Sortenschutzinhabers; muß jedoch 
Vermehrungsgut der geschützten Sorte zur Erzeu- 
gung von Vermehrungsgut der neuen Sorten fort- 
laufend verwendet werden, so ist hierfür die Zu- 
stimmung des Sortenschutzinhabers erforderlich. 

(4) Soll Vermehrungsgut einer geschützten Sorte 
aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes in ein Ge- 
biet verbracht werden, in dem für Sorten dieser Art 
ein entsprechender Schutz nicht gewährt wird, so 
bedarf es hierzu der besonderen Zustimmung des 
Sortenschutzinhabers. 


§ 16 

Fortbestehen der Sorte 

Der Sortenschutzinhaber hat dem Bundessorten- 
amt auf Anforderung das zur Nachprüfung des Fort- 
bestehens der Sorte erforderliche Material unentgelt- 
lich innerhalb einer vom Bundessortenamt festzuset- 


§ 13 


unverändert 


§ 14 

unverändert 


§ 15 


unverändert 


§ 16 

unverändert 


c h u s s e s 
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zenden Frist einzusenden. Der Sortenschutzinhaber 
hat dem Bundessortenamt die Auskünfte zu ertei- 
len, die für die Beurteilung der Sorte notwendig 
sind, und die Nachprüfung der zur Sicherung des 
Fortbestehens der Sorte getroffenen Maßnahmen zu 
gestatten. 

§ 17 

Übergang des Sortenschutzes 

(1) Das Recht auf Sortensrhutz,. der Anspruch auf 
Erteilung des Sortenschutzes und das Recht aus dem 
Sortenschutz gehen auf die Erben über. Diese Rechte 
können beschränkt oder unbeschränkt auf andere 
übertragen werden. 

(2) Ein Vertrag, durch den diese Rechte über- 
tragen werden oder durch den die Verpflichtung 
hierzu eingegangen wird, bedarf der Schriftform. 
Der bisherige Berechtigte ist im Zweifel verpflichtet, 
die Berichtigung der Sortenschutzrolle (§ 31) her- 
beizuführen. 

(3) Auf Verträge, durch die das Recht zur aus- 
schließlichen Nutzung der geschützten Sorte einge- 
räumt oder aufgehoben wird, ist Absatz 2 entspre- 
chend anzuwenden. 

§ 18 

Dauer des Sortenschutzes 

Der Sortenschutz dauert bis zum Ende des auf 
die Erteilung folgenden zwanzigsten Jahres. 


§ 19 

Jahresgebühren 

Für jedes Jahr der Dauer des Sortenschutzes 
(Schutzjahr) hat der Sortenschutzinhaber bei Be- 
ginn des Schutzjahres eine Jahresgebühr nach dem 
Tarif zu entrichten. 

§ 20 

Beendigung des Sortenschutzes 

(1) Der Sortenschutz erlischt, wenn der Sorten- 
schutzinhaber hierauf durch schriftliche Erklärung 
gegenüber dem Bundessortenamt verzichtet. 

(2) Der Sortenschutz ist auf Antrag für nichtig 
zu erklären, wenn sich ergibt, daß die Vorausset- 
zungen des § 2 bei Erteilung des Sortenschutzes 
nicht Vorlagen. 

(3) Der Sortenschutz ist von Amts wegen aufzu- 
heben, wenn der Sortenschutzinhaber nicht in der 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 


§ 17 

Übergang des Sortenschutzes 

(1) unverändert 


(2) Ein Vertrag, durch den diese Rechte über- 
tragen werden oder durch den die Verpflichtung 
hierzu eingegangen wird, bedarf der Sdiriftform. 
Der bisherige Berechtigte ist im Zweifel verpflichtet, 
die Sortenschutzrolle berichtigen zu lassen. 

(3) unverändert 


§ 18 

Dauer des Sortenschutzes 

Der Sortenschutz dauert 

1. bei Hopfen, Kartoffeln, Ertragsreben, Unter- 
lagsreben, Obstbäumen und ihren Unterlagen 
sowie Zierbäumen und der Holzerzeugung 
dienenden Bäumen bis zum Ende des auf die 
Erteilung folgenden fünfundzwanzigsten Jah- 
res, 

2. bei allen übrigen Arten bis zum Ende des auf 
die Erteilung folgenden zwanzigsten Jahres. 

§ 19 

Jahresgebühren 

Für jedes Jahr der Dauer des Sortenschutzes 
(Schutzjahr) hat der Sorteninhaber eine Jahresge- 
bühr nach dem Tarif zu entrichten. 

§ 20 

unverändert 
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Lage ist, dem Bundessortenamt Vermehrungsgut zur 
Verfügung zu stellen, dessen Aufwuchs den im Zeit- 
punkt der Schutzerteilung für die Sorte festgelegten 
morphologischen oder physiologischen Merkmalen 
entspricht. 

(4) Der Sortenschutz kann von Amts wegen auf- 
gehoben werden, wenn der Sortenschutzinhaber 

1. seinen Verpflichtungen nach § 16 trotz 
Mahnung nicht ordnungsgemäß nach- 
kommt, 

2. fällige Jahresgebühren innerhalb einer 
Nachfrist nicht entrichtet. 

§ 21 

Jedermannserlaubnis 

(1) Der Sortenschutzinhaber kann sich dem Bun- 
dessortenamt gegenüber schriftlich bereit erklären, 
jedermann gegen angemessene Vergütung die ge- 
werbsmäßige Erzeugung und den gewerbsmäßigen 
Vertrieb von Vermehrungsgut der geschützten Sorte 
zu erlauben und das für die Erzeugung erforderliche 
Vermehrungsgut gegen angemessene Vergütung 
zur Verfügung zu stellen (Jedermannserlaubnis). 
Die Erklärung ist unwiderruflich. Sie ist in die Sor- 
tenschutzrolle einzutragen und in dem vom Bundes- 
minister bestimmten Blatt bekanntzumachen. 

(2) Die Erklärung ist unzulässig, solange in der 
Sortenschutzrolle ein Vermerk über die Einräumung 
eines Rechtes zur ausschließlichen Nutzung der ge- 
schützten Sorte eingetragen ist oder ein Antrag 
auf Eintragung eines solchen Vermerks dem Bun- 
dessortenamt vorliegt. 

(3) Der Sortenschutzinhaber kann das von ihm 
zur Verfügung zu stellende Vermehrungsgut auf das 
ihm wirtschaftlich zumutbare Maß beschränken. Er 
kann die Jedermannserlaubnis von angemessenen 
und sachgerechten Bedingungen abhängig machen. 
Diese Beschränkungen und Bedingungen sind dem 
Bundessortenamt mitzuteilen und zu den Akten der 
Sortenschutzrolle zu nehmen. 

(4) Wer nach Eintragung der Erklärung von der 
Jedermannserlaubnis Gebrauch machen will, hat 
diese Absicht dem Sortenschutzinhaber anzuzeigen. 
Die Anzeige gilt als bewirkt, wenn sie durch Auf- 
gabe eines eingeschriebenen Briefes an den in der 
Sortenschutzrolle als Sortenschutzinhaber Eingetra- 
genen oder seinen eingetragenen Vertreter abge- 
sandt worden ist. In der Anzeige ist anzugeben, in 
welchem Umfang der Anzeigende die geschützte 
Sorte nutzen will. Nach der Anzeige ist der Anzei- 
gende zur Nutzung berechtigt. 

(5) Der Anzeigende ist verpflichtet, 

1. die vom Sortenschutzinhaber gemäß Ab- 
satz 3 aufgestellten Bedingungen einzu- 
halten. 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 


§ 21 

Jedermannserlaubnis 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Der Sortenschutzinhaber kann das Vermeh- 
rungsgut, das er zur Verfügung stellen muß, auf das 
ihm wirtschaftlich zumutbare Maß beschränken. Er 
kann die Jedermannserlaubnis von angemessenen 
und sachgerechten Bedingungen abhängig machen. 
Diese Beschränkungen und Bedingungen sind dem 
Bundessortenamt mitzuteilen; sie gelten als Bestand- 
teil der Sortenschutzrolle. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 
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2. das von ihm beanspruchte Vermehrungs- 
gut im Rahmen der Beschränkungen nach 
Absatz 3 gegen angemessene Vergütung 
abzunehmen, 

3. dem Sortenschutzinhaber nach Ablauf 
eines jeden Kalenderjahres Auskunft über 
den Umfang der Nutzung zu geben, 

4. die Vergütung für die Nutzung zu ent- 
richten. 

Kommt er diesen Verpflichtungen nicht nach, so 
kann ihm der Sortenschutzinhaber eine angemessene 
Frist setzen und nach ihrem fruchtlosen Ablauf die 
gewerbsmäßige Erzeugung und den gewerbsmäßi- 
gen Vertrieb von Vermehrungsgut der geschützten 
Sorte untersagen. 

(6) Der Sortenschutzinhaber hat im Rahmen der 
Beschränkungen nach Absatz 3 dem Anzeigenden 
das von ihm beanspruchte Vermehrungsgut gegen 
angemessene Vergütung zur Verfügung zu stellen. 

(7) Die angemessenen Vergütungen sowie die 
Bedingungen und Beschränkungen nach Absatz 3 
werden vom Bundessortenamt festgesetzt, wenn ein 
Beteiligter dies schriftlich beantragt. Vor der Fest- 
setzung sind die berufsständischen und fachlichen 
Spitzenorganisationen zu hören. Die Entscheidungen 
sind zu den Akten der Sortenschutzrolle zu nehmen, 
wenn sie unanfechtbar geworden sind. Nach Ablauf 
eines Jahres seit der letzten Festsetzung kann jeder 
davon Betroffene eine erneute Festsetzung bean- 
tragen. Der Antrag kann nur darauf gestützt wer- 
den, daß sich die für die Festsetzung maßgebenden 
Umstände inzwischen wesentlich geändert haben. 

(8) Gewährt der Sortensdiutzinhaber eine Jeder- 

mannserlaubnis für eine Sorte, deren Art dem Saat- 
gutverkehrsgesetz vom (Bundesgesetz- 
blatt IS ) unterliegt, so kann er von der zu- 

ständigen Behörde Auskunft darüber verlangen, 

1. wer die Anerkennung von Vermehrungs- 
gut der geschützten Sorte beantragt hat, 

2. für welche Fläche die Anerkennung von 
Vermehrungsgut der geschützten Sorte be- 
antragt wurde, 

3. welche Menge von Vermehrungsgut der 
geschützten Sorte anerkannt wurde. 

§ 22 

Zwangserlaubnis 

(1) Das Bundessortenamt kann auf Antrag die 
Erlaubnis erteilen, gegen eine an den Sortenschutz- 
inhaber zu zahlende angemessene Vergütung, für 
die Sicherheit zu leisten ist, Vermehrungsgut ge- 
werbsmäßig zu erzeugen und zu vertreiben, sowie 
den Sortenschutzinhaber verpflichten, dem Antrag- 
steller das erforderliche Vermehrungsgut gegen an- 
gemessene Vergütung in wirtschaftlich zumutbarem 
Umfang und zu angemessenen und sachgerechten 
Bedingungen zur Verfügung zu stellen (Zwangser- 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 


(6) unverändert 


(7) Die angemessenen Vergütungen sowie die 
Bedingungen und Beschränkungen nach Absatz 3 
werden vom Bundessortenamt festgesetzt, wenn ein 
Beteiligter dies schriftlich beantragt. Vor der Fest- 
setzung sollen die berufsständischen und fachlichen 
Spitzenorganisationen gehört werden. Die Entschei- 
dungen gelten als Bestandteil der Sortenschutzrolle, 
wenn sie unanfechtbar geworden sind. Nach Ablauf 
eines Jahres seit der letzten Festsetzung kann jeder 
davon Betroffene eine erneute Festsetzung bean- 
tragen. Der Antrag kann nur darauf gestützt wer- 
den, daß sich die für die Festsetzung maßgebenden 
Umstände inzwischen wesentlich geändert haben. 

(8) unverändert 


§ 22 

Zwangserlaubnis 

(1) Das Bundessortenamt kann auf Antrag die 
Erlaubnis erteilen, Vermehrungsgut gegen eine an 
den Sortenschutzinhaber zu zahlende angemessene 
Vergütung, für die Sicherheit zu leisten ist, ge- 
werbsmäßig zu erzeugen und zu vertreiben. Es kann 
den Sortenschutzinhaber verpflichten, dem Antrag- 
steller das erforderliche Vermehrungsgut gegen an- 
gemessene Vergütung in wirtschaftlich zumutbarem 
Umfang und zu angemessenen und sachgerechten 
Bedingungen zur Verfügung zu stellen (Zwangser- 


13 



Drucksache V/2769 


Deutscher Bundestag - — 5. Wahlperiode 


Entwurf 

laubnis). Eine Zwangserlaubnis kann nur erteilt 
werden, wenn sie im öffentlichen Interesse geboten 
ist. 

(2) Der Antrag auf Erteilung einer Zwangser- 
laubnis kann nur darauf gestützt werden, daß der 
Sortenschutzinhaber 

1. keine oder keine genügende Erlaubnis 
gibt, Vermehrungsgut der geschützten 
Sorte gewerbsmäßig zu erzeugen und zu 
vertreiben, oder 

2. nicht genügend Vermehrungsgut zur wei- 
teren Vermehrung zur Verfügung stellt, 
obgleich ihm dies wirtschaftlich zuzumu- 
ten ist. 

(3) Eine Zwangserlaubnis kann nur für eine Sorte 
erteilt werden, deren Art dem Saatgutverkehrsge- 
setz unterliegt. 

(4) Vor der Entscheidung über die Erteilung 
einer Zwangserlaubnis sind die berufsständischen 
und fachlichen Spitzenorganisationen zu hören, 

(5) Die Vorschriften in § 21 Abs. 7 Satz 4 und 5 
und Abs. 8 sind entsprechend anzuwenden. 

§ 23 

Persönlicher Anwendungsbereich des Gesetzes 

(1) Die Rechte aus diesem Gesetz stehen nur zu 

1. Deutschen im Sinne des Artikels 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes und Personen 
mit Wohnsitz im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes sowie deutschen juristischen Per- 
sonen und Personenhandelsgesellschaften, 

2. Angehörigen eines anderen Verbands- 
staats und natürlichen und juristischen 
Personen mit Wohnsitz oder Sitz in einem 
anderen Verbandsstaat, wenn der Ver- 
bandsstaat, dem sie cingehören oder in 
dem sie ihren Wohnsitz oder Sitz haben, 
für Sorten gleicher Art Schutz gewährt 
oder wenn die Sorte ihrer Art nach in der 
dem Internationalen Übereinkommen zum 
Schutz von Pflanzenzüchtungen beigefüg- 
ten Liste aufgeführt ist, 

3. anderen Personen, wenn und soweit in 
dem Staat, dem sie angehören oder in dem 
sie ihren Wohnsitz oder Sitz haben, nach 
einer Bekanntmachung des Bundesmini- 
sters im Bundesgesetzblatt deutschen 
Staatsangehörigen oder Personen mit 
Wohnsitz oder Sitz im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ein entsprechender Schutz 
gewährt wird. 

(2) Wer im Geltungsbereich dieses Gesetzes we- 
der Wohnsitz noch Niederlassung hat, kann an 
einem in diesem Gesetz geregelten Verfahren nur 
teilnehmen und Rechte aus diesem Gesetz nur gel- 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 

laubnis). Eine Zwangserlaubnis kann nur erteilt 
werden, wenn sie im öffentlichen Interesse geboten 
ist. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Vor der Entscheidung über die Erteilung 
einer Zwangserlaubnis sollen die berufsständischen 
und fachlichen Spitzenorganisationen gehört werden. 

(5) unverändert 

§ 23 

Persönlicher Anwendungsbereich des Gesetzes 

(1) Die Rechte aus diesem Gesetz stehen nur zu 

1. Deutschen im Sinne des Artikels 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes und Personen 
mit Wohnsitz im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes sowie juristische Personen und 
Personenhandelsgesellschaften mit inlän- 
dischem Sitz, 

2. unverändert 


3. unverändert 


(2) unverändert 
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tend machen, wenn er im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes einen Vertreter bestellt hat. Dieser ist im 
Verfahren vor dem Bundessortenamt und in Rechts- 
streitigkeiten, die den Sortenschutz betreffen, zur 
Vertretung befugt; er kann auch Strafanträge stel- 
len. Der Ort, an dem der Vertreter seinen Geschäfts- 
raum hat, gilt im Sinne des § 23 der Zivilprozeß- 
ordnung als der Ort, an dem sich der Vermögens- 
gegenstand befindet. Fehlt ein Geschäftsraum, so ist 
der Ort maßgebend, an dem der Vertreter seinen 
Wohnsitz und in Ermangelung eines solchen der 
Ort, an dem das Bundessortenamt seinen Sitz hat. 


ABSCHNITT II 


ABSCHNITT II 


Bundessortenamt 


Bundessortenamt 


§ 24 § 24 

Stellung und Zusammensetzung unverändert 

des Bundessortenamts 

(1) Das Bundessortenamt ist eine selbständige 
Bundesoberbehörde. Es untersteht dem Bundesmini- 
ster. 

(2) Das Bundessortenamt besteht aus dem Präsi- 
denten und weiteren Mitgliedern. Sie müssen auf 
dem Gebiet des Sortenwesens besondere Fachkunde 
besitzen (fachkundige Mitglieder) oder die Befähi- 
gung zum Richteramt nach dem Deutschen Richter- 
gesetz haben (rechtskundige Mitglieder). Sie werden 
auf Lebenszeit berufen. 

(3) Als fachkundiges Mitglied soll in der Regel 
nur bestellt werden, wer sich im Inland als ordent- 
licher Studierender einer Universität oder einer 
Hochschule dem Studium der Botanik, des Garten- 
baus, der Land- oder Forstwirtschaft gewidmet, eine 
staatliche oder akademische Abschlußprüfung be- 
standen, außerdem mindestens drei Jahre auf den 
angeführten Fachgebieten gearbeitet hat und die 
erforderlichen Rechtskenntnisse besitzt. 

(4) Im Bundessortenamt werden Prüfabteilungen 
und ein Beschlußausschuß gebildet. 

(5) Für die Ausschließung und Ablehnung der 
Mitglieder der Prüfabteilungen und des Beschluß- 
ausschusses gelten die §§ 41 bis 44, 45 Abs. 2 Satz 2, 

§§ 47 und 48 der Zivilprozeßordnung sinngemäß, 
über das Ablehnungsgesuch entscheidet, soweit es 
einer Entscheidung bedarf, der Beschlußausschuß. 


§ 25 

Aufgaben des Bundessortenamts 


§ 25 

unverändert 


s e s 


(1) Das Bundessortenamt entscheidet über die Er- 
teilung des Sortenschutzes und die nach diesem Ge- 
setz hiermit zusammenhängenden Angelegenheiten. 
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(2) Die Prüfabteilungen sind zuständig 

1. für die Prüfung der Sortenschutzanmel- 
dung und die Erteilung des Sortenschutzes, 

2. für die Löschung einer Sortenbezeichnung, 

3. für die Eintragung einer neuen Sorten- 
bezeichnung, 

4. für die Festsetzung einer vorläufigen Sor- 
tenbezeichnung. 

(3) Der Beschlußausschuß ist zuständig 

1. für die Entscheidung über Einsprüche ge- 
gen Entscheidungen der Prüfabteilungen 
einschließlich der Erteilung des Sorten- 
schutzes im Einspruchsverfahren, 

2. für die Festsetzung einer Vergütung, Be- 
schränkung oder Bedingung bei der Jeder- 
mannserlaubnis, 

3. für die Erteilung einer Zwangserlaubnis, 

4. für die Erklärung der Nichtigkeit des Sor- 
tenschutzes, 

5. für die Aufhebung des Sortenschutzes. 

(4) Der Präsident des Bundessortenamts entschei- 
det, soweit nicht die Prüfabteilung oder der Be- 
schlußausschuß zuständig ist. 

(5) Die Entscheidungen sind zu begründen und 
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung den Beteiligten 
von Amts wegen zuzustellen. Einer Begründung und 
Belehrung bedarf es nicht, wenn dem Antrag in 
vollem Umfang stattgegeben wird und ein Dritter 
am Verfahren nicht beteiligt ist. 

§ 26 

Prüfabteilungen 

(1) Die Obliegenheiten der Prüfabteilung nimmt 
ein fachkundiges Mitglied des Bundessortenamts 
wahr. 

(2) Der Präsident des Bundessortenamts setzt die 
Zahl der Prüfabteilungen fest und regelt die Ge- 
schäftsverteilung. 

§ 27 

Beschlußausschuß 

(1) Der Beschlußausschuß besteht aus dem Vor- 
sitzenden, einem rechtskundigen und einem fach- 
kundigen Beisitzer, die Mitglieder des Bundessorten- 
amts sind, sowie zwei weiteren fachkundigen Bei- 
sitzern (ehrenamtliche Beisitzer). Der Ausschuß ist 
bei Anwesenheit des Vorsitzenden, des rechtskundi- 
gen und eines fachkundigen Beisitzers beschluß- 
fähig. Die Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit 
gefaßt; bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden. 

(2) Vorsitzender ist der Präsident des Bundes- 
sortenamts oder ein von ihm bestimmtes Mitglied 
des Bundessortenamts. 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 


§ 26 

unverändert 


§ 27 

Beschlußausschuß 

(1) Der Beschlußausschuß besteht aus dem Vor- 
sitzenden, einem rechtskundigen und einem fach- 
kundigen Mitglied des Bundessortenamts als Bei- 
sitzern, sowie zwei weiteren fachkundigen Bei- 
sitzern (ehrenamtliche Beisitzer). Der Ausschuß ist 
bei Anwesenheit des Vorsitzenden, des rechtskundi- 
gen und eines fachkundigen Beisitzers beschluß- 
fähig. Die Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit 
gefaßt; bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden. 

(2) unverändert 
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(3) Die ehrenamtlichen Beisitzer sollen auf dem 
Gebiet des Sortenwesens besondere Fachkunde be- 
sitzen. Sie werden vom Bundesminister für sechs 
Jahre berufen. Sie können nach Ablauf ihrer Amts- 
zeit wieder berufen werden. Die Berufung von In- 
habern oder Angestellten von Zuchtbetrieben oder 
Angestellten von Züchterverbänden ist unstatthaft. 


(4) Der Bundesminister kann einen ehrenamt- 
lichen Beisitzer aus wichtigem Grund abberufen. 

§ 28 

Verpflichtung der ehrenamtlichen Beisitzer 

Die ehrenamtlichen Beisitzer sind vor ihrer ersten 
Dienstleistung von dem Vorsitzenden des Beschluß- 
ausschusses durch Handschlag auf die gewissenhafte 
Erfüllung ihrer Obliegenheiten zu verpflichten. 

§ 29 

Entschädigung der ehrenamtlichen Beisitzer 

Die ehrenamtlichen Beisitzer erhalten eine Ent- 
schädigung nach Maßgabe der §§ 2 bis 6 und 9 
bis 11 des Gesetzes über die Entschädigung der 
ehrenamtlichen Richter in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 26. September 1963 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 753); § 12 des angeführten Gesetzes gilt 
entsprechend. Die Entschädigung wird vom Präsi- 
denten des Bundessortenamts festgesetzt. Für die 
gerichtliche Festsetzung ist das Verwaltungsgericht 
zuständig, in dessen Bezirk das Bundessortenamt 
seinen Sitz hat. 

§ 30 

Stellvertreter 

Für jeden Beisitzer ist ein Stellvertreter zu be- 
rufen. Für die Stellvertreter gelten die §§ 21 bis 29 
entsprechend. 

§ 31 

Sortenschutzrolle 

(1) Das Bundessortenamt führt die Sortenschutz- 
rolle. In ihr sind nach rechtskräftiger Erteilung des 
Sortenschutzes einzutragen 

1, die Sortenbezeichnung, 

2. die wesentlichen morphologischen und 
physiologischen Merkmale; bei Sorten, 
deren Pflanzen durch Kreuzung bestimm- 
ter Erbkomponenten erzeugt werden, auch 
die wesentlichen morphologischen und 
physiologischen Merkmale der Erbkompo- 
nenten, 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 

(3) Die ehrenamtlichen Beisitzer sollen auf dem 
Gebiet des Sortenwesens besondere Fachkunde be- 
sitzen. Sie werden vom Bundesminister für sechs 
Jahre berufen. Sie können nach Ablauf ihrer Amts- 
zeit wieder berufen werden. Inhaber oder Ange- 
stellte von Zuchtbetrieben oder Angestellte von 
Züchterverbänden sollen nicht berufen werden. 

(3 a) Für jedes Mitglied des Beschlußausschusses 
ist ein Vertreter zu berufen. Für die Stellvertreter 
gelten die §§ 27 bis 29 entsprechend. 

(4) unverändert 

§ 28 

unverändert 


§ 29 

unverändert 


§ 30 

entfällt 


§ 31 

Sortenschutzrolle 

(1) unverändert 


3. Name und Anschrift des Ursprungszüch- 
ters oder Entdeckers, 
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4. Name oder Firma und Anschrift des Sor- 
tenschutzinhabers und eines bestellten 
Vertreters (§ 23 Abs. 2), 

5. Name oder Firma und Anschrift des In- 
habers eines ausschließlichen Nutzungs- 
rechts, 

6. Zeitpunkt des Beginns und der Beendi- 
gung des Sortenschutzes einschließlich des 
Beendigungsgrundes, 

7. Zeitpunkt des Beginns und der Beendi- 
gung eines ausschließlichen Nutzungs- 
rechts, 

8. eine Jedermannserlaubnis, 

9. eine Zwangserlaubnis. 

Die Eintragung der Merkmale nach Nummer 2 kann 
durch einen Hinweis auf andere Unterlagen des 
Bundessortenamts ersetzt werden. 

(2) Änderungen in der Person des Sortenschutz- 
inhabers, eines bestellten Vertreters oder des In- 
habers eines Nutzungsrechts werden in die Sorten- 
schutzrolle nur eingetragen, wenn sie dem Bundes- 
sortenamt nachgewiesen sind. Wird eine Änderung 
beantragt, so ist eine Gebühr nach dem Tarif zu 
zahlen; wird sie nicht gezahlt, so gilt der Antrag 
als nicht gestellt. Der eingetragene Sortenschutzinha- 
ber, der eingetragene Vertreter und der eingetra- 
gene Inhaber eines ausschließlichen Nutzungsrechts 
bleiben bis zur Eintragung der Änderung nach die- 
sem Gesetz berechtigt und verpflichtet. 

(3) Das Bundessortenamt erläßt über die Eintra- 
gungen in die Sortenschutzrolle in dem vom Bun- 
desminister bestimmten Blatt eine Bekanntmachung, 

§ 32 

Einsicht in die Sortenschutzrolle 

(1) Die Einsicht in die Sortenschutzrolle und in 
die Unterlagen für die Jedermannserlaubnis steht 
jedem frei. 

(2) Die Einsicht in die Unterlagen einer bekannt- 
gemachten Sortenschutzanmeldung und eines erteil- 
ten Sortenschutzes steht jedem frei, der ein berech- 
tigtes Interesse glaubhaft macht. 


ABSCHNITT III 

Verfahren vor dem Bundessortenamt 
§ 33 

Anmeldung der Sorte 

(1) Die Erteilung des Sortenschutzes ist beim 
Bundessortenamt schriftlich zu beantragen (Anmel- 
dung). In der Anmeldung sind die Sortenbezeich- 
nung und die wesentlichen morphologischen und 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 


(2) unverändert 


(3) Das Bundessortenamt macht die Eintragungen 
in die Sortenschutzrolle in dem vom Bundesminister 
bestimmten Blatt bekannt. 

§ 32 

unverändert 


ABSCHNITT III 

Verfahren vor dem Bundessortenamt 
§ 33 

Anmeldung der Sorte 

(1) Die Erteilung des Sortenschutzes ist beim 
Bundessortenamt schriftlich zu beantragen (Anmel- 
dung). In der Anmeldung sind die Sortenbezeich- 
nung und die wesentlichen morphologischen und 
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physiologischen Merkmale der Sorte anzugeben; bei 
Sorten, deren Pflanzen durch bestimmte Erbkompo- 
nenten erzeugt werden, sind auch die wesentlichen 
morphologischen und physiologischen Merkmale 
der Erbkomponenten anzugeben. 

(2) Der Anmelder hat den oder die Ursprungs- 
züchter oder Entdecker der angemeldeten Sorte zu 
benennen und zu versichern, daß weitere Personen 
seines Wissens an der Züchtung oder Entdeckung 
der Sorte nicht beteiligt sind. Ist der Anmelder nicht 
oder nicht allein der Ursprungszüchter oder Ent- 
decker, so hat er anzugeben, wie die Sorte an ihn 
gelangt ist. Zur Prüfung der Richtigkeit der Anga- 
ben ist das Bundessortenamt nicht verpflichtet. 

(3) Mit der Anmeldung ist für die Kosten des 
Verfahrens eine Gebühr nach dem Tarif zu entrich- 
ten. Unterbleibt die Zahlung, so gibt das Bundes- 
sortenamt dem Anmelder Nachricht, daß die An- 
meldung als zurückgenommen gilt, wenn die Gebühr 
nicht innerhalb eines Monats nach Zustellung der 
Nachricht entrichtet wird. 

(4) Der Zeitrang der Anmeldungen bestimmt 
sich im Zweifel nach der Reihenfolge der Eintra- 
gungen in das Eingangsbuch des Bundessortenamts. 


§ 34 

Prioritätsrecht 

(1) Hat der Sorteninhaber eine Sortenschutz- 
anmeldung in einem anderen Verbandsstaat vor- 
schriftsmäßig hinterlegt, so kann er für die Anmel- 
dung beim Bundessortenamt während eines Jahres, 
von der ersten Hinterlegung an gerechnet, den Zeit- 
vorrang dieser ersten Hinterlegung beanspruchen 
(Prioritätsrecht). 

(2) Das Prioritätsrecht kann nur geltend gemacht 
werden, wenn es in der Anmeldung auf Erteilung 
des Sortenschutzes beantragt wird. Innerhalb von 
drei Monaten nach Anmeldung beim Bundessorten- 
amt sind Abschriften der Anmeldungsunterlagen der 
ersten Hinterlegung vorziilegen. Die Abschriften 
müssen von der Behörde beglaubigt sein, bei der 
die erste Anmeldung hinterlegt worden ist. Werden 
die Abschriften nicht rechtzeitig vorgelegt, so er- 
lischt der Prioritätsanspruch. 

§ 35 

Bekanntmachung der Anmeldung 

(1) Die Anmeldung ist unter Angabe des Anmel- 
detags, des Namens oder der Firma und der An- 
schrift des Anmelders, des Namens und der An- 
schrift des Ursprungszüchters oder Entdeckers sowie 
der angemeldeten Sortenbezeichnung und der we- 
sentlichen Merkmale der angemeldeten Sorte in 
dem vom Bundesminister bestimmten Blatt bekannt- 
zumachen. 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 

physiologischen Merkmale der Sorte anzugeben; bei 
Sorten, deren Pflanzen durch Kreuzung bestimmter 
Erbkomponenten erzeugt werden, sind auch die 
wesentlichen morphologischen und physiologischen 
Merkmale der Erbkomponenten anzugeben. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 34 

unverändert 


§ 35 

unverändert 
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(2) Wird die Anmeldung nach ihrer Bekannt- 
machung zurückgenommen oder zurückgewiesen, so 
hat dies das Bundessortenamt ebenfalls bekanntzu- 
geben. 

§ 36 

Einwendungen 

(1) Innerhalb von drei Monaten nach der Bekannt- 
machung der Anmeldung kann jeder gegen die Er- 
teilung des Sortenschutzes beim Bundessortenamt 
Einwendungen erheben. Die Einwendungen sind 
schriftlich einzureichen und zu begründen. Sie kön- 
nen nur auf die Behauptung gestützt werden, daß 
die angemeldete Sorte nach den §§ 2, 5 und 6 nicht 
schutzfähig sei, daß die Sortenbezeichnung nach § 8 
ausgeschlossen sei oder daß dem Anmelder ein An- 
spruch auf Erteilung des Sortenschutzrechts nach § 12 
nicht zustehe. Die Tatsachen und Beweismittel, die 
diese Behauptung rechtfertigen, sind im einzelnen 
anzugeben. Die Angaben müssen, soweit sie nicht 
schon in der Einwendungsschrift enthalten sind, bis 
zum Ablauf der Einwendungsfrist nachgereicht wer- 
den. 

(2) Das Bundessortenamt stellt die Einwendun- 
gen dem Anmelder unverzüglich zur Stellungnahme 
innerhalb einer bestimmten Frist zu. 

§ 37 

Prüfung der Sorte 

(1) Das Bundessortenamt prüft die Anmeldung. 
Bei der Prüfung ist die Sorte anzubauen. Das Bun- 
dessortenamt kann andere Stellen mit dem Anbau 
oder den weiter erforderlichen Untersuchungen be- 
auftragen. 

(2) Soweit das Bundessortenamt auf eigene Prü- 
fungsergebnisse ziirückgreifen kann, kann es von 
einer erneuten Prüfung absehen. Von einer erneu- 
ten Prüfung kann es ferner absehen, soweit Prü- 
fungsergebnisse einer Prüfungsstelle außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes vorliegen, deren 
Prüfungsverfahren nach einer Bekanntmachung des 
Bundesministers den Anforderungen dieses Geset- 
zes entspricht. 

(3) Das Bundessortenamt fordert den Anmelder 
auf, ihm oder der von ihm bezeichneten Stelle in- 
nerhalb einer bestimmten Frist das zur Prüfung der 
angemeldeten Sorte erforderliche Vermehrungsgut 
einzusenden, die für die Beurteilung der Sorte er- 
forderlichen Auskünfte zu erteilen und deren Nach- 
prüfung zu gestatten. Macht der Sorteninhaber ein 
Prioritätsrecht nach § 34 geltend, so steht ihm für 
die Vorlage des Vermehrungsguts eine Frist von 
vier Jahren nach Ablauf der Prioritätsfrist zur Ver- 
fügung. Kommt der Anmelder der Aufforderung 
nicht nach, so kann die Anmeldung zurückgewiesen 
werden. 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 


§ 36 

Einwendungen 

(1) unverändert 


Absatz 2 entfällt 


§ 37 

Prüfung der Sorte 

(1) Das Bundessortenamt prüft die Anmeldung. 
Bei der Prüfung ist die Sorte anzubauen. Das Bun- 
dessortenamt kann den Anbau oder die weiter er- 
forderlichen Untersuchungen anderen Stellen über- 
lassen. 

(2) Stehen dem Bundessortenamt eigene Prü- 
fungsergebnisse zur Verfügung, kann es von einer 
erneuten Prüfung absehen. Von einer erneuten 
Prüfung kann es ferner absehen, soweit Prüfungs- 
ergebnisse einer Prüfungsstelle außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes vorliegen, deren 
Prüfungsverfahren nach einer Bekanntmachung des 
Bundesministers den Anforderungen dieses Geset- 
zes entspricht. 

(3) unverändert 
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§ 38 

Prüfung der Sortenbezeichnung 

(1) Entspricht die angemeldete Sortenbezeichnung 
nicht den Vorschriften des § 8, so fordert das Bun- 
dessortenamt den Anmelder auf, innerhalb einer 
bestimmten Frist eine neue Sortenbezeichnung an- 
zumelden. Kommt der Anmelder der Aufforderung 
nicht nach, so wird die Anmeldung zurückgewiesen. 

(2) Del Anmelder hat bei der Anmeldung schrift- 
lich zu erklären, daß er vom Zeitpunkt der Erteilung 
des Sortenschutzes an darauf verzichtet, für gleiche 
oder gleichartige Waren Rechte aus Warenzeichen 
geltend zu machen, die mit der Sortenbezeichnung 
übereinstimmen oder verwechselt werden können und 
für ihn in einem anderen Verbandsstaat, der für 
Sorten dieser Art Sortenschutz gewährt, geschützt 
sind. 

§ 39 

Anmeldung einer neuen Sortenbezeichnung 

Wird eine neue Sortenbezeichnung nach § 11 
Abs. 2 Satz 1 oder § 38 Abs. 1 angemeldet, so gel- 
ten § 33 Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4, 
§§ 35, 36 und 38 entsprechend. 

§40 

Entscheidung 

über die Erteilung des Sortenschutzes 

Erachtet das Bundessortenamt die Voraussetzungen 
für die Erteilung des Sortenschutzes für gegeben, so 
beschließt es die Erteilung des Sortenschutzes, an- 
dernfalls weist es die Anmeldung zurück. 

§ 41 

Einspruch 

gegen Entscheidungen der Prüfabteilung 

(1) Gegen die Entscheidung der Prüfabteilung 
können die am Verfahren vor der Prüfabteilung Be- 
teiligten Einspruch einlegen. Der Einspruch hat außer 
im Fall der Festsetzung einer vorläufigen Sortenbe- 
zeichnung aufschiebende Wirkung. 

(2) Der Einspruch ist innerhalb eines Monats nach 
Zustellung der Entscheidung beim Bundessortenamt 
einzulegen, Der Einspruch und alle Schriftsätze sind 
den übrigen Beteiligten von Amts wegen zuzusteE 
len. 

(3) Erachtet die Prüfabteilung den Einspruch für 
begründet, so kann sie ihm abhelfen. Wird dem 
Einspruch nicht abgeholfen, so ist er unverzüglich 
dem Eeschlußausschuß vorzulegen. 

(4) Innerhalb der Einspruchsfrist ist eine Gebühr 
nach dem Tarif zu zahlen; wird sie nicht gezahlt, 
so gilt der Einspruch als nicht erhoben. 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 
§ 38 

Prüfung der Sortenbezeichnung 

(1) unverändert 


(2) Der Anmelder liat bei der Anmeldung srhrift- 
lieh zu erklären, daß er vom Zeitpunkt der Erteilung 
des Sortenschutzes an darauf verzichtet, für die 
Sorte und jede andere Sorte derselben botanischen 
oder einer botanisch verwandten Art Rechte aus 
Warenzeichen geltend zu machen, die mit der Sor- 
tenbezeichnung übereinstimmen oder verwechselt 
werden können und für ihn in einem anderen Ver- 
bandsstaat, der für Sorten dieser Art Sortenschutz 
gewährt, geschützt sind. 

§ 39 

unverändert 


§ 40 

unverändert 


§ 41 

Einspruch 

gegen Entscheidungen der Prüfabteilung 

(1) unverändert 


(2) Der Einspruch ist innerhalb eines Monats nach 
Zustellung der Entscheidung beim Bundessortenamt 
einzulegen. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


21 



Drucksache V/2769 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Entwurf 

(5) Gegen die Versäumung der Einspruchsfrist ist 
in entsprechender Anwendung der §§ 232 bis 238 der 
Zivilprozeßordnung die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand zu gewähren. 

§ 42 

Einstweilige Anordnung 

(1) Der Beschlußausschuß kann im Verfahren we- 
gen 

1. Festsetzung einer Vergütung, Beschränkung 
oder Bedingung bei der Jedermannserlaub- 
nis oder 

2. Erteilung einer Zwangserlaubnis 

auf Antrag eine einstweilige Anordnung zur Rege- 
lung eines einstweiligen Zustands treffen, so 
lange nicht gegen die Entscheidung in der Haupt- 
sache Beschwerde eingelegt ist. 

(2) Erweist sich die einstweilige Anordnung als 
von Anfang an ungerechtfertigt, so ist der Antrag- 
steller verpflichtet, dem Antragsgegner den Schaden 
zu ersetzen, der ihm aus der Durchführung der 
einstweiligen Anordnung erwachsen ist. 

§ 43 

Verfahrensbeteiligle und Gebührenregelung 
in besonderen Verfahren 

(1) An dem Verfahren wegen 

1. Löschung der Sortenbezeichnung, 

2. Festsetzung einer vorläufigen Sortenbe- 
zeichnung, 

3. Erklärung der Nichtigkeit des Sortenschut- 
zes, 

4. Festsetzung einer Vergütung, Beschrän- 
kung oder Bedingung bei der Jedermanns- 
erlaubnis, 

5. Erteilung einer Zwangserlaubnis 
ist auch der Sortenschutzinhaber beteiligt. 

(2) In den Verfahren nach Absatz 1 ist mit der 
Stellung des Antrags eine Gebühr nach dem Tarif 
zu zahlen; wird sie nicht gezahlt, so gilt der Antrag 
als nicht gestellt. 

§ 44 

Ermächtigung 

zum Erlaß von Verfahrensvorschriften 

Der Bundesminister wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung die Einzelheiten des Verfahrens vor 
dem Bundessortenamt zu regeln. 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 
(5) unverändert 

§ 42 

unverändert 


§ 43 

Verfahrensbeteiligte und Gebühren 
in besonderen Verfahren 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


§ 44 

unverändert 
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ABSCHNITT IV 
Verfahren vor Gericht 

§ 45 

Beschwerde 

gegen Entscheidungen des Bundessortenamts 

(1) Gegen die Entscheidungen des Beschlußaus- 
schusses und des Präsidenten des Bundessortenamts 
findet die Beschwerde statt. 

(2) Die Beschwerde steht den am Verfahren vor 
dem Bundessortenamt Beteiligten zu. 

(3) Über die Beschv/erde entscheidet ausschließ- 
lich das Oberlandesgericht, in dessen Bezirk das 
Bundessortenamt seinen Sitz hat. 


§ 46 

Auischiebende Wirkung der Beschwerde 

Die Beschwerde hat aufschiebende Wirkung. Dies 
gilt nicht für die Beschwerde gegen die Festsetzung 
einer vorläufigen Sortenbezeichnung und für die 
Beschwerde gegen eine einstweilige Anordnung. Das 
Oberlandesgericht kann die Vollziehung einer einst- 
weiligen Anordnung aussetzen oder von einer 
Sicherheitsleistung abhängig machen. 


§ 47 

Frist und Form der Beschwerde 

(1) Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats 
nach Zustellung der Entscheidung schriftlich beim 
Bundessortenamt einzureichen. Die Stelle, deren 
Entscheidung angefochten wird, kann der Be- 
schwerde abhelfen, wenn dem Beschwerdeführer 
kein anderer am Verfahren Beteiligter gegenüber- 
steht. Wird der Beschwerde nicht abgeholfen, so ist 
sie unverzüglich dem Oberlandesgericht vorzulegen. 

(2) Die Beschwerdeschrift muß von einem bei 
einem deutschen Gericht zugelassenen Rechtsanwalt 
oder von einem Patentanwalt unterzeichnet sein. 
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ABSCHNITT IV 
Verfahren vor Gericht 

§ 45 

Beschwerde 

gegen Entscheidungen des Bundessortenamts 

(1) Gegen die Entscheidungen des Beschlußaus- 
schusses und gegen die Entscheidungen des Präsi- 
denten des Buiidessortenamtes nach § 25 Abs. 4 
findet die Beschwerde an das Patentgericht statt. 

(2) Innerhalb der Beschwerdefrist ist eine Gebühr 
nach dem Tarif zu zahlen; wird sie nicht gezahlt, so 
gilt die Beschwerde als nicht erhoben. 

(3) Die Beschwerde hat aufschiebende Wirkung. 
Dies gilt nicht für die Beschwerde gegen die Fest- 
setzung einer vorläufigen Sortenbezeichnung und 
für die Beschwerde gegen eine einstweilige Anord- 
nung. Das Patentgericht kann die Vollziehung einer 
einstweiligen Anordnung aussetzen oder von einer 
Sicherheitsleistung abhängig machen. 

(4) § 42 gilt entsprechend. 

(5) Im übrigen gelten die Vorschriften des Patent- 
gesetzes in der Fassung vom 2. Januar 1968 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 2) über das Beschwerdeverfahren 
vor dem Patentgericht entsprechend. 

§ 46 

Beschwerdesenat 

(1) über die Beschwerde entscheidet ein Be- 
schwerdesenat des Patentgerichts. 

(2) Der Beschwerdesenat entscheidet über Be- 
schwerden gegen Entscheidungen des Beschlußaus- 
schusses in den Fällen des § 25 Abs. 2 Nr. 2 bis 4 
und über Beschwerden gegen Entscheidungen des 
Präsidenten des Bundessortenamtes in der Beset- 
zung mit drei rechtskundigen Mitgliedern, im übri- 
gen in der Besetzung mit einem rechtskundigen Mit- 
glied als Vorsitzenden, einem weiteren rechtskundi- 
gen Mitglied und zwei technischen Mitgliedern. 

§ 47 

Rechtsbeschwerde 

(1) Gegen den Beschluß des Beschwerdesenats 
findet die Rechtsbeschwerde an den Bundesgerichts- 
hof statt, wenn der Beschwerdesenat sie in dem Be- 
schluß zugelassen hat. 

(2) In Verfahren wegen der Festsetzung einer 
vorläufigen Sortenbezeichnung oder wegen einer 
einstweiligen Anordnung ist die Rechtsbeschwerde 
ausgeschlossen. 

(3) Im übrigen sind die Vorschriften des Patent- 
gesetzes über das Rechtsbeschwerdeverfahren vor 
dem Bundesgerichtshof anzuwenden. 
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§ 48 

Beteiligte am Beschwerdeveriahren 

An dem Verfahren vor dem Oberlandesgericht 
sind beteiligt 

1. der Beschwerdeführer, 

2. das Bundessortenamt, 

3. andere dem Beschvcerdeführer gegenüberste- 
hende Beteiligte an dem Verfahren vor dem 
Bundesscrtenamt. 

§ 49 

Anwaltszwang 

Vor dem Oberlandesgericht müssen die Beteilig- 
ten sich durch einen bei einem deutschen Gericht zu- 
gelassenen Rechtsanwalt oder durch einen Patent- 
anwalt vertreten lassen. Das ßundessor tenamt kann 
durch eines seiner Mitglieder vertreten werden. 

§ 50 

Mündliche Verhandlung 

(1) Eine mündliche Verhandlung findet statt, 
wenn einer der Beteiligten sie beantragt oder wenn 
das Oherlandesgericht sie für sachdienlich hält. 

(2) Sind die Beteiligten in einem Termin zur 
mündlichen Verhandlung trotz rechtzeitiger Benach- 
richtigung nicht erschienen oder nicht gehörig ver- 
treten, so kann gleichwohl in der Sache verhandelt 
und entschieden werden. 

§ 51 

Ermittlung von Amts wegen 

(1) Das Oberlandesgericht erforscht den Sachver- 
halt von Amts wegen. Es ist an das Vorbringen und 
die Beweisanträge der Beteiligten nicht gebunden. 

(2) Der Vorsitzende hat darauf hinzuwirken, daß 
Formfehler beseitigt, sachdienliche Anträge gestellt, 
ungenügende tatsächliche Angaben ergänzt, ferner 
alle für die Feststellung und Beurteilung des Sach- 
verhalts wesentlichen Erklärungen abgegeben wer- 
den. 

(3) Das Oherlandesgericht kann den Beteiligten 
aufgeben, sich innerhalb einer bestimmten Frist über 
aufklärungsbedürftige Punkte zu äußern, Beweis- 
mittel zu bezeichnen und in ihren Händen befind- 
liche Urkunden sowie andere Beweismittel vorzu- 
legen. Bei Versäumung der Frist kann nach Lage 
der Sache ohne Berücksichtigung der nicht beige- 
brachten Beweismittel entschieden werden. 
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§ 48 

entfällt 


§ 49 

entfällt 


§ 50 

entfällt 


§ 51 
entfällt 
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§ 52 

Entscheidung über Beschwerden 

(1) Das Oberlandesgericht entscheidet durch Be- 
schluß nach seiner freien, aus dem Gesamtergebnis 
des Verfahrens gewonnenen Überzeugung. Der Be- 
schluß darf nur auf Tatsachen und Beweismittel ge- 
stützt werden, zu denen die Beteiligten sich äußern 
konnten. 

(2) Ist die Beschwerde nicht statthaft oder nicht in 
der gesetzlichen Form oder Frist eingelegt, so wird 
sie als unzulässig verworfen. Der Beschluß kann 
ohne mündliche Verhandlung ergehen. 

(3) Im Fall der Aufhebung der angefochtenen 
Entscheidung kann das Oberlandesgericht die Sache 
an das Bundessortenamt zurückverweisen, wenn 

1. das Bundessortenamt die tatsächlichen Vor- 
aussetzungen für die Entscheidung noch 
nicht abschließend geprüft hat, 

2. das Verfahren vor dem Bundessortenamt 
an einem wesentlichen Mangel leidet oder 

3. neue Tatsachen oder Beweismittel bekannt- 
werden, die für die Entscheidung wesent- 
lich sind. 

Das Bundessortenamt hat die rechtliche Beurteilung, 
die der Aufhebung zugrunde liegt, auch seiner Ent- 
scheidung zugrunde zu legen. 

(4) §42 gilt entsprechend. 


§53 

Anwendbarkeit von Vorschriiten 
der Zivilprozeßordnung 

Soweit dieses Gesetz keine Bestimmungen über 
das Verfahren vor dem Oberlandesgericht enthält, 
ist die Zivilprozeßordnung entsprechend anzuwen- 
den, wenn die Besonderheiten des Verfahrens vor 
dem Oberlandesgericht dies nicht ausschließen. 


§ 54 

Rechtsbeschwerde 

(1) Gegen die Beschlüsse des Oberlandesgerichts 
findet die Rechtsbeschwerde an den Bundesgerichts- 
hof statt, wenn das Oberlandesgericht sie in dem 
Beschluß zugelassen hat. 

(2) Die Rechtsbeschwerde ist zuzulassen, wenn 

1. eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Be- 
deutung zu entscheiden ist oder 

2. die Fortbildung des Rechtes oder die 
Sicherung einer einheitlichen Rechtspre- 
chung eine Entscheidung des Bundesge- 
richtshofs erfordert. 


sse des 17. Ausschusses 

§ 52 

entfällt 


§ 53 

entfällt 


§ 54 
entfällt 


25 



Drucksache V/2769 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Entwurf Beschlüsse des 17. Ausschusses 

(3) Die Rechtsbeschwerde gegen Beschlüsse des 
Oberlandesgerichts bedarf keiner Zulassung, wenn 
einer der folgenden Mängel des Verfahrens vorliegt 
und gerügt wird: 

1. wenn das beschließende Gericht nicht vor- 
schriftsmäßig besetzt war, 

2. wenn bei dem Beschluß ein Richter mitge- 
wirkt hat, der von der Ausübung des Rich- 
teramts kraft Gesetzes ausgeschlossen oder 
wegen Besorgnis der Befangenheit mit Er- 
folg abgelehnt war, 

3. wenn ein Beteiligter im Verfahren nicht 
nach Vorschrift des Gesetzes vertreten 
war, sofern er nicht der Führung des Ver- 
fahrens ausdrücklich oder stillschweigend 
zugestimmt hat, 

4. wenn der Beschluß auf Grund einer münd- 
lichen Verhandlung ergangen ist, bei der 
die Vorschriften über die Öffentlichkeit 
des Verfahrens verletzt worden sind, oder 

5. wenn der Beschluß nicht mit Gründen ver- 
sehen ist, 

(4) In Verfahren wegen einstweiliger Anordnun- 
gen ist die Rechtsbeschwerde ausgeschlossen. 


§ 55 

Form und Frist der Rechtsbeschwerde 

(1) Die Rechtsbeschwerde steht den am Be- 
schwerdeverfahren Beteiligten zu. 

(2) Die Rechtsbeschwerde kann nur darauf ge- 
stützt werden, daß der Beschluß auf einer Verletzung 
des Gesetzes beruht; die §§ 550, 551 Nr. 1 bis 3 und 
5 bis 7 der Zivilprozeßordnung gelten entsprechend. 

(3) Die Rechtsbeschwerde ist innerhalb eines Mo- 
nats nach Zustellung des Beschlusses schriftlich beim 
Bundesgerichtshof einzulegen. 

(4) Die Rechtsbeschwerde ist zu begründen. Die 
Frist für die Begründung beträgt einen Monat; sie 
beginnt mit der Einlegung der Rechtsbeschwerde 
und kann auf Antrag von dem Vorsitzenden verlän- 
gert werden. 

(5) Die Begründung der Rechtsbeschwerde muß 
enthalten 

1. die Erklärung, inwieweit der Beschluß an- 
gefochten und seine Abänderung oder Auf- 
hebung beantragt wird, 

2. die Bezeichnung der verletzten Rechts- 
norm, 

3. insoweit die Rechtsbeschwerde darauf ge- 
stützt wird, daß das Gesetz in bezug auf 
das Verfahren verletzt sei, die Bezeich- 
nung der Tatsachen, die den Mangel er- 
geben. 


§ 55 

entfällt 


26 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2769 


Entwurf Beschlüsse des 17. Ausschusses 

(6) Vor dem Bundesgerichtshof müssen sich die 
Beteiligten durch einen beim Bundesgerichtshof zu- 
gelassenen Rechtsanwalt als Bevollmächtigten ver- 
treten lassen; § 49 Satz 2 gilt entsprechend. Auf An- 
trag eines Beteiligten ist seinem Patentanwalt das 
Wort zu gestatten. § 157 Abs. 1 und 2 der Zivilpro- 
zeßordnung ist insoweit nicht anzuwenden. 

§ 56 

Entscheidung über die Rechtsbeschwerde 

(1) Die Entscheidung über die Rechtsbeschwerde 
ergeht durch Beschluß; sie kann ohne mündliche 
Verhandlung getroffen werden. 

(2) Der Bundesgerichtshof ist an die in der ange- 
fochtenen Entscheidung getroffenen tatsächlichen 
Feststellungen gebunden, es sei denn, daß in bezug 
auf diese Feststellungen zulässige und begründete 
Rechtsbeschwerde vorgebracht sind. 

(3) Im Fall der Aufhebung der angefochtenen Ent- 
scheidung ist die Sache zur anderweitigen Verhand- 
lung und Entscheidung an das Oberlandesgericht 
oder das Bundessortenamt zurückzuverweisen; das 
Oberlandesgericht und das Bundessortenamt haben 
die rechtliche Beurteilung, die der Aufhebung zu- 
grunde gelegt ist, auch ihrer Entscheidung zugrunde 
zu legen. Der Bundesgerichtshof kann jedoch in der 
Sache selbst entscheiden, wenn die angefochtene Ent- 
scheidung nur wegen Gesetzesverletzung bei An- 
wendung des Gesetzes auf den festgestellten Sach- 
verhalt aufgehoben wird und die Sache zur Endent- 
scheidung reif ist. 

(4) Für die Rechtsbeschwerde gelten im übrigen 
§ 46 Satz 1, §§ 48, 50 Abs. 2, § 52 Abs. 2 Satz 1 und 
§ 53 entsprechend. 


§ 56 

entfällt 


§ 57 § 57 

Kostenentscheidung entfällt 

Im Beschwerdeverfahren und im Rechtsbe- 
schwerdeverfahren kann das Gericht anordnen, daß 
die Kosten, die zur zweckentsprechenden Erledigung 
der Angelegenheit notwendig waren, von einem Be- 
teiligten ganz oder teilweise zu erstatten sind, wenn 
dies der Billigkeit entspricht. Hat ein Beteiligter 
Kosten durch ein unzulässiges oder unbegründetes 
Rechtsmittel oder durch grobes Verschulden veran- 
laßt, so sind ihm diese Kosten aufzuerlegen. Im 
übrigen gelten die Vorschriften der Zivilprozeßord- 
nung über das Kostenfestsetzungsverfahren und die 
Zwangsvollstreckung aus Kostenfestsetzungsbe- 
schlüssen entsprechend. 


§ 58 

Gebühren und Auslagen 


§ 58 

entfällt 


Für die Gebühren und Auslagen im Beschwerde- 
verfahren und im Rechtsbeschwerdeverfahren gelten 
die Vorschriften für bürgerliche Rechtsstreitigkeiten 
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entsprechend; für Beschlüsse nach den § 52 Abs. 1 
und § 56 Abs. 1 wird die V rteilsgebühr erhoben, so- 
weit es sich nicht um Beschlüsse handelt, durch die 
die Beschwerde oder Rechtsbeschwerde als unzuläs- 
sig verworfen wird. Die Gebühren im Beschwerde- 
verfahren richten sich nach den Vorschriften für die 
Berufungsinstanz, die Gebühren im Rechtsbe- 
schwerdeverfahren nach den Vorschriften für die 
Revisionsinstanz. 


ABSCHNITT V 


ABSCHNITT V 


Rechtsverletzungen 


Rechtsverletzungen 


§ 59 § 59 

Zivilrechtliche Ansprüche unverändert 

(1) Wer das Recht aus dem Sortenschutz (§ 15) 
verletzt oder entgegen § 10 Abs. 2 die Sortenbe- 
zeichnung einer geschützten Sorte oder eine mit ihr 
verwechselbare Bezeichnung benutzt, kann von dem 
Verletzten auf Unterlassung in Anspruch genommen 
werden. 

(2) Wer vorsätzlich oder fahrlässig handelt, ist 
dem Verletzten zum Ersatz des daraus entstandenen 
Schadens verpflichtet. Fällt dem Verletzer nur 
leichte Fahrlässigkeit zur Last, so kann das Gericht 
anstelle eines Schadensersatzes eine Entschädigung 
festsetzen, deren Höhe zwischen dem Schaden des 
Verletzten und dem Vorteil liegt, der dem Verletzer 
erwachsen ist. 

(3) Die Ansprüche nach den Absätzen 1 und 2 
verjähren in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in 
dem der Berechtigte von der Verletzung und der 
Person des Verpflichteten Kenntnis erlangt, ohne 
Rücksicht auf die Kenntnis in dreißig Jahren von 
der Verletzung an. 

(4) Nach Erteilung des Sortenschutzes kann der 
Sortenschutzinhaber von demjenigen, der zwischen 
der Bekanntmachung der Anmeldung und der Ertei- 
lung des Sortenschutzes Vermehrungsgut der ange- 
meldeten Sorte zum gewerbsmäßigen Vertrieb er- 
zeugt oder gewerbsmäßig vertrieben hat, hierfür 
eine angemessene Vergütung fordern. 

(5) Ansprüche aus anderen gesetzlichen Vor- 
schriften bleiben unberührt. 


§ 60 

unverändert 

(1) Für alle Klagen, durch die ein Anspruch aus 
einem in diesem Gesetz geregelten Rechtsverhältnis 
geltend gemacht wird (Sortenschutzstreitsachen), 
sind die Landgerichte ohne Rücksicht auf den Streit- 
wert ausschließlich zuständig. 


§ 60 

Sorlenschutzstreitsachen 
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(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Sortenschutzstreitsachen 
für die Bezirke mehrerer Landgerichte einem von 
ihnen zuzuweisen. Die Landesregierungen können 
die Ermächtigung auf die Landesjustizverwaltungen 
fihertragen. 

(3) Die Parteien können sich vor dem Gericht für 
Sortenschutzstreitsachen auch durch Rechtsanwälte 
vertreten lassen, die bei dem Landgericht zugelassen 
sind, vor das die Klage ohne die Regelung nach Ab 
satz 2 gehören würde. Das Entsprechende gilt für die 
Vertretung vor dem Berufungsgericht. 

(4) Die Mehrkosten, die einer Partei dadurch er- 
wachsen, daß sie sich nach Absatz 3 durch einen 
nicht beim Prozeßgericht zugelassenen Rechtsanwalt 
vertreten läßt, sind nicht zu erstatten. 

(5) Von den Kosten, die durch die Mitwirkung 
eines Patentanwalts in dem Rechtsstreit entstehen, 
sind die Gebühren bis zur Höhe einer vollen Gebühr 
nach § 1 1 der Bundesgebührenordnung für Rechtsan- 
wälte und außerdem die notwendigen Auslagen des 
Patentanwalts zu erstatten. 

§ 61 

Strafbare Verletzung des Sortenschutzrechts 

(1) Wer das Recht aus dem Sortenschutz nach § 15 
verletzt, wird mit Geldstrafe oder mit Gefängnis bis 
zu einem Jahr bestraft. 


(2) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. Der Antrag kann zurückgenommen werden. 

(3) Wird auf Strafe erkannt, so ist anzuordnen, 
daß die Verurteilung öffentlich bekanntgemacht 
wird, wenn der Verletzte es beantragt und ein be- 
rechtigtes Interesse daran dartut. Die Art der Be- 
kanntmachung ist im Urteil zu bestimmen. Die An- 
ordnung wird nur vollzogen, wenn der Verletzte es 
innerhalb eines Monats nach Zustellung der rechts- 
kräftigen Entscheidung verlangt. 
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§ 61 

Strafbare Verletzung des Sortenschutzrechts 

(1) Mit Geldstrafe oder mit Gefängnis bis zu 
einem Jahr wird bestraft, wer, ohne dazu berechtigt 
zu sein, 

1. entgegen § 15 Abs. 1 Vermehrungsgut der 
geschützten Sorte zum gewerbsmäßigen 
Vertrieb erzeugt oder gewerbsmäßig ver- 
treibt, 

2. entgegen § 15 Abs. 2 Pflanzen oder Pflan- 
zenteile, die üblicherweise nicht zu Ver- 
mehrungszwecken vertrieben werden, ge- 
werbsmäßig zur Erzeugung von Zierpflan- 
zen oder Schnittblumen verwendet, 

3. entgegen § 15 Abs. 3, zweiter Halbsatz 
Vermehrungsgut einer geschützten Sorte 
zur Erzeugung von Vermehrungsgut einer 
neuen Sorte fortlaufend verwendet oder 

4. entgegen § 15 Abs. 4 Vermehrungsgut 
einer geschützten Sorte in ein Gebiet 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge- 
setzes verbringt. 

(2) unverändert 

(3) Wird auf Strafe erkannt, so kann im Urteil 
auf Antrag zugleich dem Verletzten die Befugnis 
zugesprochen werden, die Verurteilung auf Kosten 
des Angeklagten öffentlich bekanntzumachen, wenn 
der Verletzte ein berechtigtes Interesse an der 
Bekanntmachung hat. Art und Umfang der Bekannt- 
machung werden im Urteil bestimmt. Dem Verletz- 
ten ist auf Kosten des Angeklagten eine Ausferti- 
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§ 62 

Verletzung der Geheimhaltungspflidit 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter einer 
mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes betrauten 
Behörde oder Stelle bekannt geworden ist, unbefugt 
offenbart, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen be- 
straft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Gefäng- 
nis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geldstrafe 
erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer ein frem- 
des Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder Ge- 
schäftsgeheimnis, das ihm unter den Voraussetzun- 
gen des Absatzes 1 bekannt geworden ist, unbefugt 
verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 63 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 10 Abs. 1 die Sortenbezeich- 
nung beim gewerbsmäßigen Vertrieb von 
Vermehrungsgut einer geschützten Sorte 
nicht verwendet, 

2. entgegen § 10 Abs. 2 die Sortenbezeich- 
nung einer geschützten Sorte oder eine mit 
ihr verwechselbare Bezeichnung für eine 
andere Sorte derselben botanischen oder 
einer botanisch verwandten Art benutzt 
oder 

3. entgegen §11 Abs. 2 Satz 1 eine neue Sor- 
tenbezeichnung nicht oder nicht rechtzeitig 
anmeldet. 

(2) Die vorsätzliche Ordnungswidrigkeit kann 
mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche 
Mark, die fahrlässige Ordnungswidrigkeit mit einer 
Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche Mark geahn- 
det werden. 

3) Die Verfolgung der Ordnungswidrigkeiten 
nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 verjährt in zwei Jahren. 

4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 Abs. 1 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist in den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 das Bundessortenamt. 
Es entscheidet auch über die Abänderung und Auf- 
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gung des rechtskräftigen Urteils zuzustellen. Die 
Befugnis zur Bekanntmachung erlischt, wenn die 
Verurteilung nicht innerhalb eines Monats nach der 
Zustellung bekanntgemacht wird. 

§ 62 

unverändert 


§ 63 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 10 Abs. 1 die Sortenbezeich- 
nung bei m gewerbsmäßigen Vertrieb von 
Vermehrungsgut einer geschützten Sorte 
nicht verwendet oder 

2. entgegen § 10 Abs. 2 die Sortenbezeich- 
nung einer geschützten Sorte oder eine mit 
ihre verwechselbare Bezeichnung für eine 
andere Sorte derselben botanischen oder 
einer botanisch verwandten Art benutzt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 


Absatz 3 entfällt 

Absatz 4 entfällt 
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hebung eines rechtskräftigen, gerichtlich nicht nach- 
geprüften Bußgeldbescheids (§ 66 Abs, 2 des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten) . 

ABSCHNITT VI 

Übergangs- und Schlußvorschriften 
§ 64 

Übergangsregelung für bisher geschützte Sorten 

(1) Für Sorten, die zur Zeit des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes noch Sortenschutz nach dem Saatgut- 
gesetz vom 27. Juni 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 450), 
zuletzt geändert durch das Zweite Gesetz zur Ände- 
rung des Saatgutgesetzes vom . . , (Bundesgesetz- 
blatt I S. . . .), genießen, wird der Sortenschutz bis 
zum Ende des auf die Erteilung folgenden zwanzig- 
sten Jahres verlängert. Im übrigen gelten für den 
Sortenschutz die Vorschriften dieses Gesetzes, sofern 
nicht in den nachfolgenden Absätzen etwas anderes 
bestimmt ist. 


(2) Der Sortenschutz kann nach § 20 Abs. 2 nur 
für nichtig erklärt werden, wenn sich ergibt, daß die 
Voraussetzungen des § 2 Abs. 2 des Saatgutgesetzes 
bei Erteilung des Sortenschutzes nicht Vorlagen. 

(3) Bei Sorten von Kartoffeln, die vor dem 1, Ja- 
nuar 1962 Sortenschutz nach dem Saatgutgesetz er- 
halten haben, ist bis zum Ende des auf das Inkraft- 
treten dieses Gesetzes folgenden fünften Jahres 
jedermann gegenüber dem Sortenschutzinhaber ge- 
gen Entgelt berechtigt. Zertifiziertes Pflanzgut im 
Sinne des § 6 des Saatgutverkehrsgesetzes gewerbs- 
mäßig zu erzeugen und gewerbsmäßig zu vertreiben. 
Der Bundesminister wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung die Höhe, Berechnungsart und Fälligkeit 
des zu zahlenden Entgelts nach Anhörung der be- 
rufsständischen und fachlichen Spitzenorganisationen 
unter Berücksichtigung des Interesses der Allgemein- 
heit und der Interessen der Beteiligten festzusetzen. 
§ 21 Abs. 8 gilt entsprechend. 

(4) Ist der Sortenname der geschützten Sorte oder 
eine mit ihm verwechselbare Bezeichnung für den 
Sortenschutzinhaber im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes für gleiche oder gleichartige Waren 
als Warenzeichen in der Zeichenrolle des Patent- 
amts eingetragen, so kann der Sortenschutzinhaber 
innerhalb von sechs Monaten nach Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes eine neue Sortenbezeichnung anmel- 
den. Wird die neue Sortenbezeichnung nicht inner- 
halb dieser Frist angemeldet, so kann er nach Ab- 
lauf der Frist Rechte aus dem Warenzeichen für die 
genannten Waren nicht mehr geltend machen. § 9 
Abs. 3 und § 39 sind anzuwenden. 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 


ABSCHNITT VI 

Übergangs- und Schlußvorschriften 
§ 64 

Übergangsregelung für bisher geschützte Sorten 

(1) Für Sorten, die beim Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes noch Sortenschutz nach dem Saatgutschutz 
vom 27. Juni 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 450), zu- 
letzt geändert durch das Zweite Gesetz zur Ände- 
rung des Saatgutgesetzes vom 23. Dezember 1966 
(Bundesgesetzbl. I S. 636), genießen, wird der Sor- 
tenschutz bei Hopfen, Kartoffeln, Ertragsreben und 
Unterlagsreben bis zum Ende des auf die Erteilung 
folgenden fünfundzwanzigsten Jahres, bei allen 
übrigen Arten bis zum Ende des auf die Erteilung 
folgenden zwanzigsten Jahres verlängert. Im übri- 
gen gelten für den Sortenschutz die Vorschriften 
dieses Gesetzes, sofern nicht in den nachfolgenden 
Absätzen etwas anderes bestimmt ist. 

(2) unverändert 


(3) Jedermann ist gegenüber dem Sortenschutz- 
inhaber gegen Entgelt berechtigt. Zertifiziertes 
Pflanzgut von Kartoffeln, das unmittelbar aus aner- 
kanntem Hochzuchtssaatgut oder unmittelbar aus 
anerkanntem Nachbausaatgut erwachsen ist (§ 83 a 
des Saatgutverkehrsgesetzes), gewerbsmäßig zu er- 
zeugen und gewerbsmäßig zu vertreiben. Der Bun- 
desminister wird ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung die Höhe, Berechnungsart und Fälligkeit des 
zu zahlenden Entgelts nach Anhören der berufs- 
ständischen und fachlichen Spitzenorganisationen 
unter Berücksichtigung des Interesses der Allge- 
meinheit und der Interessen der Beteiligten festzu- 
setzen. § 21 Abs. 8 gilt entsprechend. 


(4) Ist der Sortenname der geschützten Sorte oder 
eine mit ihm verwechselbare Bezeichnung für den 
Sortenschutzinhaber beim Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes für die Sorte oder eine andere Sorte der- 
selben botanischen oder einer botanisch verwandten 
Art als Warenzeichen in der Zeichenerolle des 
Patentamts eingetragen, so kann der Sortenschutz- 
inhaber innerhalb von sechs Monaten nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes eine neue Sortenbezeichnung 
anmelden. Wird die neue Sortenbezeichnung nicht 
innerhalb dieser Frist angemeldet, so kann er nach 
Ablauf der Frist Rechte aus dem Warenzeichen für 
die genannten Sorten nicht mehr geltend machen. 
§ 9 Abs. 3 und § 39 sind anzuwenden. 
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(5) Wird eine neue Sortenbezeichnung nach Ab- 
satz 4 eingetragen, so kann der Sortenschutzinhaber 
Personen, die bis zur Eintragung der neuen Sorten- 
bezeichnung zur Benutzung des Sortennamens ver- 
pflichtet oder berechtigt waren, die Benutzung des 
Sortennamens erst nach Ablauf eines Jahres nach 
der Bekanntmachung der Eintragung der Sortenbe- 
zeichnung untersagen. 

§ 65 

Übergangsregelung für bisher nicht geschützte 
Sorten 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes sind auch auf 
die Sorten anzuwenden, die vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes zum Sortenschutz angemeldet wurden. Je- 
doch genügt es für die Erteilung des Sortenschutzes, 
daß die angemeldete Sorte an Stelle der Voraus- 
setzungen des § 2 Abs. 2 des Saatgutgesetzes erfüllt. 
§ 64 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(2) Wird eine Sorte, die ihrer Art nach bisher kei- 
nen Sortenschutz erhalten konnte, zum Sortenschutz 
angemeldet, so steht der gewerbsmäßige Vertrieb 
von Vermehrungsgut dieser Sorte durch den Sorten- 
inhaber oder seinen Rechtsvorgänger in der Zeit 
vom 1. Januar 1962 bis zum Ablauf von sechs Mona- 
ten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes abweichend 
von § 2 Abs. 3 der Neuheit nicht entgegen. 

(3) Wird nach Absatz 2 der Sortenschutz erteilt, 
so ist seine Dauer um die Zahl der vollen Jahre zu 
kürzen, die seit Beginn des gewerbsmäßigen Ver- 
triebs von Vermehrungsgut der Sorte verstrichen 
sind. 

§ 66 

Übergangsregelung für anhängige Verfahren 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes sind auf die 
im Zeitpunkt seines Inkrafttretens beim Bundessor- 
tenamt oder den Gerichten der Verwaltungsgerichts- 
barkeit anhängigen, den Sortenschutz betreffenden 
Verfahren mit folgender Maßgabe anzuwenden: 

1. Verfahren vor den Sortenausschüssen oder 
den Einspruchsausschüssen des Bundes- 
sortenamts gehen nach Maßgabe des § 25 
Abs. 2 und 3 auf die Prüfabteilungen oder 
den Beschluß ausschuß über; die Einwen- 
dungsfrist nach § 36 beginnt für bereits 
bekanntgemachte Sortenschutzanmeldun- 
gen mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. 
Verfahren vor dem Bundesverwaltungsge- 
richt im ersten Rechtszug, dem Verwal- 
tungsgericht oder dem Oberverwaltungs- 
gericht gehen auf das Oberlandesgericht, 
Verfahren vor dem Bundesverwaltungsge- 
richt im letzten Rechtszug (Revisionsin- 
stanz) auf den Bundesgerichtshof über; die 
bisherige Anfechtungsklage oder Berufung 
gilt als Beschwerde, die bisherige Revision 
als zugelassene Rechtsbeschwerde. 
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(5) unverändert 


§ 65 

Übergangsregelung für bisher nicht geschützte 
Sorten 

(1) Dieses Gesetz ist auch auf Sorten anzuwenden, 
die vor seinem Inkrafttreten zum Sortenschutz an- 
gemeldet worden sind. Jedoch genügt es für die Er- 
teilung des Sortenschutzes, daß die angemeldete 
Sorte an Stelle der Voraussetzungen des § 2 Abs. 2 
des Saatgutgesetzes erfüllt. § 64 Abs. 2 gilt ent- 
sprechend. 

(2) Wird eine Sorte, die ihrer Art nach bisher kei- 
nen Sortenschutz erhalten konnte, zum Sortenschutz 
angemeldet, so steht der gewerbsmäßige Vertrieb 
von Vermehrungsgut oder sonstigem Erntegut die- 
ser Sorte durch den Sorteninhaber oder seinen 
Rechtsvorgänger in der Zeit vom 1. Januar 1962 bis 
zum Ablauf von sechs Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes abweichend von § 2 Abs. 3 der 
Neuheit nicht entgegen. 

(3) Wird nach Absatz 2 der Sortenschutz erteilt, 
so ist seine Dauer um die Zahl der vollen Jahre zu 
kürzen, die seit Beginn des gewerbsmäßigen Ver- 
triebs von Vermehrungsgut oder sonstigem Erntegut 
der Sorte verstrichen sind. 

§ 66 

Übergangsregelung für anhängige Verfahren 

(1) Dieses Gesetz ist auf die Verfahren, die bei 
seinem Inkrafttreten beim Bundessortenamt oder 
bei den Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
anhängig sind und den Sortenschutz betreffen, mit 
folgender Maßgabe anzuwenden: 

1 . Verfahren vor den Sortenausschüssen oder 
den Einspruchsausschüssen des Bundes- 
sortenamts gehen nach Maßgabe des § 25 
Abs. 2 und 3 auf die Prüfabteilungen oder 
den Beschlußausschuß über; die Einwen- 
dungfrist nach § 36 beginnt für bereits 
bekanntgemachte Sortenschutzanmeldun- 
gen mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. 
Verfahren vor dem Bundesverwaltungsge- 
richt im ersten Rechtszug, dem Verwal- 
tungsgericht oder dem Oberverwaltungs- 
gericht gehen auf das Patentgericht, 
Verfahren vor dem Bundesverwaltungsge- 
richt im letzten Rechtszug (Revisionsin- 
stanz) auf den Bundesgerichtshof über; die 
bisherige Anfechtungsklage oder Berufung 
gilt als Beschwerde, die bisherige Revision 
als zugelassene Rechtsbeschwerde. 
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2. An die Stelle eines bisher zulässigen Ein- 
spruchs tritt der Einspruch nach diesem 
Gesetz, an die Stelle einer bisher zulässi- 
gen Anfechtungsklage oder Berufung die 
Beschwerde an das Oberlandesgericht und 
an die Stelle einer bisher zulässigen Revi- 
sion die Rechtsbeschwerde an den Bundes- 
gerichtshof. Die Frist für die Einlegung des 
Rechtsbehelfs oder Rechtsmittels richtet 
sich nach den bisher geltenden Vorschrif- 
ten; sie wird auch durch Einlegung bei der 
bisher zuständigen Stelle gewahrt. 

3. Für die nach den Nummern 1 und 2 auf 
das Oherlandesgericht oder den Bundes- 
gerichtshof übergeleiteten oder bei diesen 
Gerichten anhängig gemachten Verfahren 
sind die für das Verfahren vor diesen Ge- 
richten vorgesehenen Gebühren innerhalb 
einer vom Gericht zu bestimmenden Frist 
zu zahlen. Auf diese Gebühren werden die 
bei den Gerichten der Verwaltungsge- 
richtsbarkeit bereits gezahlten Gerichts- 
kosten des Rechtszugs angerechnet, in dem 
das Verfahren im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes anhängig ist. Das 
Oberlandesgericht entscheidet, soweit er- 
forderlich, auch über die Kosten des Ver- 
fahrens vor den Gerichten der Verwal- 
tungsgerichtsbarkeit. 

(2) Nicht rechtskräftige Entscheidungen des Bun- 
dessortenamts, durch die wegen Fehlens des landes- 
kulturellen Wertes eine Anmeldung zum Sorten- 
schutz aufgehoben worden ist, werden aufgehoben. 
Wegen solcher Entscheidungen bei den Gerichten der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit anhängige Verfahren 
werden eingestellt; Gerichtskosten bleiben außer 
Ansatz, außergerichtliche Kosten werden nicht er- 
stattet. über die Sortenschutzanmeldung ist nach 
Maßgabe des § 65 Abs. 1 neu zu entscheiden. 

(3) § 86 Abs. 2 des Saatgutverkehrsgesetzes 
bleibt unberührt. 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 

2. An die Stelle eines bisher zulässigen Ein- 
spruchs tritt der Einspruch nach diesem 
Gesetz, an die Stelle einer bisher zulässi- 
gen Anfechtungsklage oder Berufung die 
Beschwerde an das Patentgericht und 
an die Stelle einer bisher zulässigen Revi- 
sion die Rechtsbeschwerde an den Bundes- 
gerichtshof. Die Frist für die Einlegung des 
Rechtsbehelfs oder Rechtsmittels richtet 
sich nach den bisher geltenden Vorschrif- 
ten; sie wird auch durch Einlegung bei der 
bisher zuständigen Stelle gewahrt. 

3. Für die nach den Nummern 1 und 2 auf 
das Patentgericht oder den Bundesge- 
richtshof übergeleiteten oder bei diesen 
Gerichten anhängig gemachten Verfahren 
sind die für das Verfahren vor diesen Ge- 
richten vorgesehenen Gebühren innerhalb 
einer vom Gericht zu bestimmenden Frist 
zu zahlen. Auf diese Gebühren werden die 
bei den Gerichten der Verwaltungsge- 
richtsbarkeit bereits gezahlten Gerichts- 
kosten des Rechtszugs angerechnet, in dem 
das Verfahren bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes anhängig ist. Das Patentgericht ent- 
scheidet, soweit erforderlich, auch über 
die Kosten des Verfahrens vor den Gerich- 
ten der Verwaltungsgerichtsbarkeit, 

(2) Nicht rechtskräftige Entscheidungen des Bun- 
dessortenamtes, durch die wegen Fehlens des landes- 
kulturellen Wertes eine Anmeldung zum Sorten- 
schutz zurückgewiesen oder der Sortenschutz auf- 
gehoben worden ist, werden aufgehoben. Wegen 
solcher Entscheidungen bei den Gerichten der Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit anhängige Verfahren wer- 
den eingestellt; Gerichtskosten bleiben außer An- 
satz, außergerichtliche Kosten werden nicht erstattet. 
Uber die Sortenschutzanmeldung ist nach Maßgabe 
des § 65 Abs, 1 neu zu entscheiden. 

(3) unverändert 


§ 66 a 

Änderung der Stralprozeßordnung 

§ 374 Abs. 1 Nr. 8 der Strafprozeßordnung in der 
Fassung vom 17. September 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1374) erhält folgende Fassung: 

„8. alle Verletzungen des Patent-, Sortenschutz-, 
Gebrauchsmuster-, Warenzeidien- und Ge- 
schmacksmusterredits, soweit sie als Vergehen 
strafbar sind, sowie die Vergehen nach den 
§§ 106 bis 108 des Urheberreditsgesetzes. 
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§ 67 

Änderung des Patentgesetzes 

§ 1 des Patentgesetzes in der Fassung vom 9. Mai 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 550) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. Der Punkt am Ende von Absatz 2 Nr. 2 wird 
durch einen Strichpunkt ersetzt. 

2. Absatz 2 erhält folgende Nummer 3: 

„3. die Erfindung einer Pflanzensorte, die ihrer 
Art nach im Artenverzeichnis zum Sorten- 
schutzgesetz vom . . . (Bundesgesetzbl. I 
S. . . .) aufgeführt ist.’' 


§ 68 

Ubergangsregelung für Patente 

(1) § 1 Abs. 2 Nr. 2 des Patentgesetzes ist nicht 
anzuwenden, wenn die Patentanmeldung vor Inkraft- 
treten dieses Gesetzes eingereicht worden ist. 

(2) Wird eine Sorte, für die vor Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes ein Patent erteilt oder die vor Inkraft- 
treten dieses Gesetzes zum Patent angemeldet wor- 
den ist, zum Sortenschutz angemeldet, so kann der 
Inhaber oder Anmelder des Patents oder sein Rechts- 
nachfolger für den Sortenschutz den Zeitrang der 
Patentanmeldung beanspruchen. Wird der Sorten- 
schutz erteilt, so können Rechte aus dem Patent für 
die Zeit nach Erteilung des Sortenschutzes nicht mehr 
geltend gemacht werden. Die Dauer des Sortenschut- 
zes verkürzt sich um die Zahl der vollen Jahre, die 
zwischen der Patentanmeldung und der Erteilung 
des Sortenschutzes liegen. 

§ 69 

Änderung des Warenzeichengesetzes 

Das Warenzeichengesetz in der Fassung vom 
9. Mai 1961 (Bundesgesetzbl. 1 S. 574) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 4 Abs. 2 Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

„6. die mit einer zur Sortenschutzrolle oder zur 
Sortenliste des Bundessortenamts früher an- 
gemeldeten und dort eingetragenen Sorten- 
bezeichnung übereinstimmen." 

2. In § 4 Abs. 4 Satz 3 werden anstelle der Worte 
„der Sortenname" die Worte die Sortenbezeich- 
nung eingefügt. 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 
§ 67 

Änderung des Patentgesetzes 

§ 1 Abs. 2 des Patentgesetzes in der Fassung vom 

5. Januar 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 2) erhält fol- 
gende Fassung: 

„(2) Ausgenommen sind 

1. Erfindungen, deren Verwertung den Ge- 
setzen oder guten Sitten zuwiderlaufen 
würde, soweit es sidi nicht um Gesetze 
handelt, die nur das Feilhalten oder In- 
verkehrbringen des Gegenstandes der Er- 
findung oder, wenn Gegenstand der Er- 
findung ein Verfahren ist, des durch das 
Verfahren unmittelbar hergestellten Er- 
zeugnisses beschränken, 

2, Erfindungen von Pflanzensorten, die ihrer 
Art nach im Artenverzeichnis zum Sorten- 
schutzgesetz vom . . . (Bundesgesetzbl. I 
S. . . .) aufgeführt sind, sowie von Ver- 
fahren zur Züchtung einer solchen Pflan- 
zensorte." 

§ 68 

unverändert 


§ 69 

Änderung des Warenzeichengesetzes 

Das Warenzeichengesetz in der Fassung vom 
2. Januar 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 29) wird wie 
folgt geändert: 

1, unverändert 


2. § 4 Abs. 4 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Die Vorschrift des Absatzes 2 Nr. 6 gilt inso- 
weit nicht, als die Waren, für die das Zeichen 
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§ 70 

Änderung der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte 

ln die Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte 
wird nach § 65 h folgender § 65 c eingefügt: 

J 65 c 

Verfahren nach dem Sortenschutzgesetz 

Im Beschwerderverfahren und im Rechtste-^ 
schwer dev er fahren nach dem Sortenschutzgesetz 
vom . . . (BundesgesetzbL IS....) gelten die 
Vorschriften dieses Abschnitts sinngemäß. Die Ge- 
bühren richten sich nach §11 Abs, 1 Satz 2." 


§ 71 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Dezember 1963 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 916), zuletzt geändert durch das Dritte 
Gesetz zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 
vom . . . (BundesgesetzbL IS,...) wird wie folgt 
geändert: 

1. ln der Besoldungsordnung A — Besoldungs- 
gruppe 16 wird gestrichen: 

„Direktor des Bundessortenamtes" . 

2. ln der Besoldungsordnung B — Besoldungs- 
gruppe 3 wird eingefügt: 

„Präsident des Bundessortenamtes" . 

§ 72 

Änderung der Patentanwaltsordnung 

Die Patentanwaltsordnung vom 7. September 1966 
(Bundesgesetzbl. I S. 557) wird wie folgt geändert: 

1. §3 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. in Angelegenheiten des Sortenschutzes 
andere vor dem Bundessortenamt und im 
Beschwerderverfahren vor dem Oberlandes- 
gericht zu vertreten." 

2. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In Rechtsstreitigkeiten, in denen ein An- 
spruch aus einem der im Patentgesetz, im Ge- 
brauchsmustergesetz, im Warenzeichengesetz, im 
Gesetz über Arbeitnehmererfindungen, im Gesetz 
betreffend das Urheberrecht an Mustern und Mo- 
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angemeldet ist, weder Sorten derselben botani- 
schen Art wie die Sorte des Dritten noch Sorten 
einer botanisch verwandten Art sind." 

§ 70 

Änderung der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte 

§ 66 Abs. 2 Satz 1 der Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 861, 907), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Anpassung von Kostengesetzen an das 
Umsatzsteuergesetz vom 29. Mai 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1246), erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Rechtsanwalt erhält im Beschwerde- 
verfahren vor dem Patentgericht über andere als 
die in § 14 Abs. 4, § 30 a Abs. 1 und 2, § 36 1 
Abs. 3 des Patentgesetzes, § 10 Abs. 2 des Ge- 
brauchsmustergesetzes, § 13 Abs. 2 des Waren- 
zeichengesetzes und § 45 Abs. 1 des Sortenschutz- 
gesetzes genannten Angelegenheiten drei Zehntel 
der in § 31 bestimmten Gebühren." 

§ 71 
entfällt 


§ 72 

Änderung der Patentanwaltsordnung 

§ 4 Abs. 1 der Patentanwaltsordnung vom 7. Sep- 
tember 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 557) erhält fol- 
gende Fassung: 

„(1) In Rechtsstreitigkeiten, in denen ein An- 
spruch aus einem der im Patentgesetz, im Ge- 
brauchsmustergesetz, im Warenzeichengesetz, im 
Gesetz über Arbeitnehmererfindungen, im Gesetz 
betreffend das Urheberrecht an Mustern und Model- 
len (Geschmacksmustergesetz) oder im Gesetz über 
den Schutz von Pflanzensorten (Sortenschutzgesetz) 
geregelten Rechtsverhältnisse geltend gemacht wird, 
sowie in Rechtsbeschwerdeverfahren gegen Be- 
schlüsse der Beschwerdesenate des Patentgerichts 
ist der Antrag einer Partei ihrem Patentanwalt das 
Wort zu gestatten." 
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dellen (Geschmacksmustergesetz) oder im Gesetz 
über den Schutz von Pflanzensorten (Sorten- 
schutzgesetz) geregelten Rechtsverhältnisse gel- 
tend gemacht wird, sowie in Rechtsbeschwerde- 
verfahren gegen Beschlüsse der Beschwerde- 
senate des Patentgerichts und gegen Beschlüsse 
des Oberlandesgerichts als Beschwerdegericht in 
Angelegenheiten des Sortenschutzes ist auf An- 
trag einer Partei ihrem Patentanwalt das Wort zu 
gestatten." 


§ 73 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts Verord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 74 

Inkrafttreten 

§ 44 tritt am Tag nach der Verkündung dieses Ge- 
setzes in Kraft. Im übrigen tritt dieses Gesetz am 
1. Oktober 1967 in Kraft. 
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§ 72 a 

Übergangsregelung für Ordnungswidrigkeiten 

(1) Die Verfolgung der Ordnungswidrigkeiten 
nach § 63 verjährt in zwei Jahren. 

(2) Absatz 1 gilt nur bis zu dem Außerkrafttreten 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 
25. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 177). 

§ 73 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 74 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1968 in Kraft. Vor- 
schriften, die zum Erlaß von Reditsverordnungen 
ermächtigen, treten am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Anlage 


Artenverzeichnis 


Agrostis spec. 

Allium cepa L. 

Allium porrum L. 

Alopecurus pratensis L. 

Apium graveolens L. 

Arrhenatherum elatius (L.) P. Beauv. ex S. et 
K. B. Presl 

Asparagus officinalis L. 

Avena nuda Hoejer 
Avena sativa L. 

Beta vulgaris L. ssp. vulgaris var. alba DC. 

Beta vulgaris L. ssp. vulgaris var. altissima (Doell) 
Beta vulgaris L. ssp. vulgaris var. conditiva Alef. 
Beta vulgaris L. ssp. vulgaris var. vulgaris 
Brassica juncea (L.) Czern. et Coss ssp. juncea 

Brassica napus L. emend. Metzger var. 
napobrassica (L.) Rchb. 

Brassica napus L. emend. Metzger var. napus 
Brassica nigra (L.) W. D. J. Koch 

Brassica oleracea L. convar. acephala (DC.) Alef. 
var. gongylodes L. 

Brassica oleracea L. convar. acephala (DC.) Alef. 
var. sabellica L. 

Brassica oleracea L. convar. acephala (DC.) Alef. 
var. viridis L. -r var. medullosa Thell. in Hegi 

Brassica oleracea L. convar. botrytis (L.) Alef. 
var. botrytis 

Brassica oleracea L. convar. capitata (L.) Alef. 
var. capitata 

Brassica oleracea L. convar. capitata (L.) Alef. 
var. sabauda L. 

Brassica oleracea L. convar. oleracea var. 
gemmifera DC. 

Brassica rapa L. var. silvestris (Lam.) Briggs 
Brassica rapa L. emend. Metzger var. rapa 
Bromus inermis Leyss. 

Cannabis sativa L. 

Cichorium endivia L. 

Cichorium intybus L. var. sativum DC. 

Cucumis sativus L. 

Cucurbita maxima Duch. 

Cucurbita pepo L. 

Dactylis glomerata L. 

Daucus carota L. ssp. sativus (Hoffm.) Arcang. 


Straußgras 

Speisezwiebel 

Porree 

Wiesenfuchsschwanz 

Sellerie 

Glatthafer 

Spargel 

Nackthafer 

Hafer 

Runkelrübe 
Zuckerrübe 
Rote Rübe 
Mangold 
Sareptasenf 

Kohlrübe 

Raps 

Schwarzer Senf 

Kohlrabi 

Grünkohl 

Futterkohl 


Blumenkohl 

Weißkohl, Rotkohl 

Wirsing 

Rosenkohl 

Rübsen 

Herbstrübe, Mairübe, Stoppelrübe 

Wehrlose Trespe 

Hanf 

Endivie 

Wurzelzichorie 

Gurke 

Riesenkürbis 
Gartenkürbis, Ölkürbis 
Knaulgras 
Möhre 
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Fagopyrum esculentum Moench 

Buchweizen 

Festuca spec. 

Schwingel 

Fragaria ananassa Duch. 

Gartenerdbeere 

Glycine soja Sieb, et Zucc. 

Sojabohne 

Helianthus annuus L . 

Sonnenblume 

Helianthus tuberosus L. 

Topinambur 

Hordeum vulgare L. convar. distichon (L.) Alef. 

Zweizeilige Gerste 

Hordeum vulgare L. convar. vulgare 

Mehrzeilige Gerste 

Humulus lupulus L. 

Hopfen 

Lactuca sativa L. var. capitata L. 

Kopfsalat 

Lactuca sativa L. var, crispa L. 

Pflücksalat, Schnittsalat 

Lathyrus cicera L. 

Rotblühende Platterbse 

Lathyrus sativus L. 

Gewöhnliche Platterbse 

Lathyrus tingitanus L. 

Purpurblühende Platterbse 

Lens culinaris Medik. 

Linse 

Lycopersicon esculentum Mill. 

Tomate 

Linum usitatissimum L. 

Lein 

Lolium spec. 

Weidelgras 

Lotus corniculatus L. 

Hornschotenklee 

Lotus uliginosus Schkuhr 

Sumpfschotenklee 

Lupinus albus L. 

Weißlupine 

Lupinus angustifolius L. 

Blaue Lupine 

Lupinus luteus L. 

Gelbe Lupine 

Medicago falcata L. 

Sichelluzerne 

Medicago lupulina L. 

Gelbklee, Hopfenklee 

Medicago sativa L. 

Blaue Luzerne 

Medicago x varia Martyn 

Bastardluzerne 

Nicotiana rustica L. 

Bauemtabak 

Nicotiana tabacum L. 

Tabak 

Onobrychis viciifolia Scop. 

Esparsette 

Ornithopus sativus Brot. 

Serradella 

Panicum miliaceum L. 

Rispenhirse 

Papaver somniferum L. 

Mohn 

Petroselinum Hill crispum (Mill.) Nym. ex hört. Kew. 

Petersilie 

Phalaris arimdinacea L. 

Rohrglanzgras 

Phaseolus coccineus L. 

Feuerbohne, Prunkbohne 

Phaseolus vulgaris L. var. nanus (L.) Aschers. 

Buschbohne 

Phaseolus vulgaris L. var, vulgaris 

Stangenbohne 

Phleum pratense L. 

Wiesenlieschgras 

Pisum sativum L. 

Futtererbse, Gemüseerbse, 
Trockenspeiseerbse 

Poa spec. 

Rispengras 

Populus spec. 

Pappel 

Raphanus sativus L. var, niger (Mill.) S. Kerner 

Rettich 

Raphanus sativus L. var. oleiformis Pers. 

Ölrettich 

Raphanus sativus L. var. sativus 

Radieschen 

Ribes nigrum L. 

Schwarze Johannisbeere 

Ribes niveum Lindl. 

Weiße Johannisbeere 

Ribes sylvestre (Lam.) Mert. et W. D. J. Koch 

Rote Johannisbeere 

Ribes uva-crispa L. 

Stachelbeere 
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Rosa L. hört. 

Rubus eubatus 
Rubus idaeus L. 

Scorzonera hispanica L. 

Secale cereale L. 

Setaria italica (L.) P. Beauv. 

Sinapis alba L, 

Solanum tuberosum L. 

Sorghum saccharatum Moench. 

Sorghum technicum Koern. 

Spinacia oleracea L. 

Trifolium hybridum L. 

Trifolium incarnatum L. 

Trifolium pratense L. 

Trifolium repens L. 

Trisetum flavescens (L.) B. Beauv. 
Triticum aestivum L. 

Triticum spelta L. 

Valerianella Mill. locusta (L.) Laterrade 
Vicia articulata Hornem. 

Vicia faba L var. major Harz 

Vicia faba L. var. minor (Peterm.) Beck 
(v. equina Pers.) 

Vicia pannonica Crantz 
Vicia sativa L. 

Vicia sepium L. 

Vicia villosa Roth 
Vitis spec. 

Zea mays L. 


Rose 

Brombeere 

Himbeere 

Schwarzwurzel 

Roggen 

Kolbenhirse 

Weißer Senf 

Kartoffel 

Zuckerhirse 

Besenhirse 

Spinat 

Schwedenklee 

Inkarnatklee 

Rotklee 

Weißklee 

Goldhafer 

Weichweizen 

Spelz 

Feldsalat 

Wicklinse 

Dicke Bohne, Puffbohne 

Ackerbohne 
Pannonische Wicke 
Saatwicke 
Zaunwicke 
Zottelwicke 

Ertragsrebe, Unterlagsrebe 
Mais 
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Nachtrag 

zum Schriftlichen Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(17. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über den Schutz von Pflanzensorten 
(Sortenschutzgesetz) 

— Drucksachen V/1630, V/2769 — 


In der Zusammenstellung — Drucksache V/2769 — 
erhält 

1. § 9 Abs. 3 folgende Fassung; 

„(3) Den in der Zeichenrolle des Patentamts 
eingetragenen Warenzeichen stehen Marken 
gleich, die nach dem Madrider Abkommen vom 
14. April 1891 über die internationale Registrie- 
rung von Fabrik- oder Handelsmarken in der 
jeweils geltenden Fassung international regi- 


striert worden sind und im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes Schutz genießen.", 

2. § 65 Abs. 1 folgende Fassung: 

„(1) Dieses Gesetz ist auch auf Sorten anzu- 
wenden, die vor seinem Inkrafttreten zum Sor- 
tenschutz angemeldet worden sind. Jedoch ge- 
nügt es für die Erteilung des Sortenschutzes, daß 
die angemeldete Sorte an Stelle der Vorausset- 
zungen des § 2 die Voraussetzungen des § 2 
Abs. 2 des Saatgutgesetzes erfüllt. § 64 Abs. 2 
gilt entsprechend.". 


Bonn, den 3. April 1968 


Der Ausschuß für Ernährungr 
Landwirtschaft und Forsten 

Bauknecht Dr. Rügen 

Vorsitzender Berichterstatter 


angenommen in der 168. Plenarsitzung am 5. April 1968 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



